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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Urheberrechtsgesetz, die Juris­
diktionsnorm, die Exekutionsordnung und 
das Bundesgesetz gegen den unlauteren Wett­
bewerb geändert werden (Urheberrechts-

,gesetznovelle 1980 - UrhGNov. 1980) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ARTIKEL I 

Änderungen des LTrheberrechtsgesetzes 

Das Urheberrechtsgesetz, BGBI. Nr. 111/1936, 
in der Fassung der Bundesgesetze BGBI. Nr. 2061 
1949, BGBl. Nr. 106/1953, BGBl. Nr. 175/1963 
und BGBI. Nr. 492/1972 sowie der Kundmachung 
BGBl. Nr. 142/1973, wird wie folgt geändert: 

1. Der Abs. 2 des ,§ 17 hat zu lauten: 

,,(2) Einer Rundfunksendung steht es gleich, 
wenn ein Werk von einer im In- oder im Aus­
land gelegenen Stelle aus der öffentlichkeit im 
Inland, ähnlich wie durch Rundfunk, aber mit 
Hilfe von Leitungen wahrnehmbar gemacht 
wird." 

2. Dem § 17 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

,,(3) Die übermittlung von Rundfunksendun­
gen durch eine Rundfunkvermittlungsanlage gilt 
nicht als neue Rundfunksendung. Im übrigen 
gilt die gleichzeitige, vollständige und unverän­
derte übermittlung von Rundfunksendungen des 
österreichischen Rundfunks mit Hilfe von Lei­
tungen im Inland als Teil der ursprünglichen 
Rundfunksendung. " 

3. Dem § 24, der die Bezeichnung ,,(1)" erhält, 
wird folgender Abs. 2 angefügt: 

,,(2) Eine Werknutzungsbewilligung, die vor 
Einräumung oder übertragung eines Werknut­
iZUngsrechts erteilt worden ist, bleibt gegenüber 
dem Werknutzungsberechtigten wirksam, wenn 
mit dem Inhaber der WerknutZungsbewilligung 
nichts anderes vereinbart ist." 

4. Im § 26 tritt an die Stelle des Ausdrucks 
,,§ 24 Satz 2" der Ausdruck ,,§ 24 Abs. 1 Satz 2". 

5. Dem ,§ 38 wird folgender Abs. 3 a~gefügt: 

,,(3) Bis zum Beweis des Gegenteils gilt als 
Filmherstdler, wer als solcher auf den Verviel­
fältigungsstücken eines Filmwerkes in der übli­
chen Weise durch Angabe seines wahren Na­
mens, seiner Firma oder eines von ihm bekann­
termaßen gebrauchten Decknamens oder Unter­
nehmenskennzeichens bezeichnet wird. Dasselbe 
gilt von dem, der bei einer öffentlichen Auf­
führung oder bei einer Rundfunksendung des 
Filmwerkes auf die angegebene Art als Film­
hersteller bezeichnet wird, sofern nicht die im 
vorigen Satz aufgestellte Vermutung dafür spricht, 
daß Filmhersteller ein anderer ist." 

6. Der Abs. 1 des § 42 hat zu lauten: 

,,(1) Jedermann darf von einem Werk einzelne 
Vervielfältigungsstücke zum eigenen Gebrauch 
herstellen. " 

7. Der zweite Satz des Abs. 3 des § 42 hat zu 
lauten: 
"Eine solche Vervielfältigung eines Werkes der 
bildenden Künste oder der Filmkunst darf jedoch 
nur unentg,eltlich vorgenommen werden." 

8. Dem § 42 werden folgende Absätze ange­
fügt: 

,,(5) Ist von einem Werk, das durch Rundfunk 
gesendet oder auf einem zu Handelszwecken her­
gestellten Bild- oder Schallträger festgehalten 
worden ist, seiner Art nach zu erwarten, daß es 
durch Festhalten auf einem Bild-oder Schallträ­
ger zum eigenen Gebrauch vervielfältigt wird, 
so hat der Urheber, wenn unbespielte Bild- oder 
Schallträger, die für solche. VervielfältigungeQ 
geeignet sind, oder andere Bild- oder Schallträ­
ger, die hiefür bestimmt sind, (Trägermaterial) 
im Inland gewerbsmäßig entg,eltlich in den Ver­
kehr, kommen, Anspruch auf eine angemessene 
Vergütung, es sei denn, daß es nicht im Inland 
oder nicht für solche Vervielfältigungen zum 
eigenen Gebrauch benutzt wird; Glaubhaftma­
chung genügt. Die Vergütung hat derjenige zu, 
leisten, der das Trägermaterial im Inland erstmals 
gewerbsmäßig entgeltlich in den Verkehr bringt. 
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(6) Alle Ansprüche nach dem Abs. 5 und in 
Verbindung damit aus § 69 Abs. 2, § 74 Abs. 7, 
§ 76 Abs. 4 und § 76 a Abs. 3, können nur ge­
meinsam von einer einzigen Verwertungsgesell­
schaft geltend gemacht werden. 

(7) Wer Trägermaterial im Inland als Erster 
gewerbsmäßig entgeltlich in Verkehr bringt, hat 
der Verwertungsgesellschaft über alle derartigen 
Veräußerungsgeschäfte des vergangenen Kalender­
halbjahres binnen eines Monats und zehn Tagen 
Rechnung zulegen und die Vergütung naP1 den 
Abs. 5 und 6 zu zahlen. 

(8) Wer Trägermaterial zu einem Preis gekauft 
hat, der die angemessene Vergütung einschließt, 
es jedoch für eine Vervielfältigung zum nicht­
privaten Gebrauch benutzt, kann von der Ver­
wertungsgesellschaft die Zurückzahlung der an­
gemessenen Vergütung fordern; Glaubhaft­
machung genügt.", 

9. Nach dem § 42 wird folgende Bestimmung 
samt überschrift eingefügt: 

"B e r ich t e r s tat tun g übe r Tag e s-
ereignisse 

§ 42 a. Zur Film- oder Funkberichterstattung 
über Tagesereignisse dürfen Werke, die bei Vor­
gängen, über die berichtet wird, öffentlich wahr­
nehmbar werden, in einem durch den Infor~ 
mationszweck gerechtfertigten Umfang verviel­
fältigt, verbreitet, durch Rundfunk gesendet und 
zu öffentlichen Vorträgen und Aufführungen be­
nutzt werden." 

10. Der § 49 wird aufgehoben. 

11. Der Abs. 2 des § 52 wird aufgehoben. 

12. Im verbleibenden Abs. 1 des § 52 entfällt 
. die Absatzbezeichnung. 

13. Im Abs. 2 des § 57 treten an die Stelle der 
Ausdrücke ,,§ 52 Abs, 1 Z 1 "und ,,§ 52 Abs. 1 
Z 2 oder 3" die Ausdrücke ,,§ 52 Z 1" und 
,,§ 52 Z 2 oder 3". . 

14. Der Abs. 1 des § 58 hat zu lauten: 

vielfältigung und Verbreitung des Werkes !l~f 
Schall trägern genießt. Gegenseitigkeit ist anzu­
nehmen, wenn sie in einer Kundmachung des 
Bundesministers für Justiz im Hinblick auf die 
in dem betreffenden Staat bestehende Rechtslage 
festgestellt worden ist. Darüber hinaus kÖnnen 
,die zuständigen Behörden die Gegenseitigkeit 
mit einem anderen Staat vertraglich vereinbaren, 
wenn dies zur Wahrung der Interessen österrei­
chischer Hersteller von Schallträgern geboten er­
scheint." 

15 .. Nach dem § 59 wird folgende Bestimmung 
eingefügt: 

,,§ 59 a. (1) Ausländis,che Rundfunksendungen 
von Werken dürfen zur gleichzeitigen, vollstän­
digen und unveränderten Weitersendungen mit 
Hilfe von Leitungen benutzt werden; jedoch ge­
bührt dem Urheber hidür eine '1ngemessene Ver­
gütung. Solche Ansprüche könpen nur vpn Ver­
wertungsgesellschaften geltend gemacht werden. 

(2) Bei der Bemessung der v,ergütung ist ins­
besondere auf den Betrag Bedacht zu nehmen, 
den Urheber für eine vergleichbare Verwertung 
in dem Staat erhalten, in dem die ursprüngliche 
Rundfunksendung ausgestrahlt wird." 

16. Die Abs. 2 bis 4 des§ 61 werden alffge­
hoben. 

17. Im verbleibenden Abs. 1 des § 61 entfällt 
die Absatzbezeichnung. 

18. Nach dem § 61 werden folgende Bestim­
mungen samt überschrift eingefügt: / 

"U r heb e r r e g is tel' 

§ 61 a. Innerhalb der im § 61 bezeichneten 
Frist kann der wahre Name des Urhebers (§ 10 
Abs. 1) von ihm selbst oder von den Personen, 
auf die das Urheberrecht nach seinem Tod über­
gegangen ist, zu dem vom Bundesminister für 
Justiz geführten Urheberregister angemeldet 
werden. Eine solche Anmeldung bewirkt, daß 
die Schutzfrist nach § 60 zu bemessen ist. 

,,(1) Hat der Berechtigte einem anderen ge- § 61 b. (1) Die Anmeldung bedarf der Schrift-
stattet, ein Werk der Tonkunst auf Schallträg- form. Jede Anmeldung hat Art und Titel des 
gern zu vervielfältigen und zu verbreiten, so Werkes oder seine andere Bezeichnung, Zeit, Ort 
kann, sobald das Werk erschienen ist, jeder Her- und Art der Veröffentlichung, die bisher ver­
steIler von Schallträgern vom Berechtigten ver- wendeten Urheberbezeichnungen, Vor- und Fa­
langen, daß auch ihm die gleiche Werknutzung miliennamen des Urhebers (§ 10 Abs. 1) und 
gegen angemessenes Entgelt bewilligt wird; dies Vor- und Familiennamen, Beschäftigung und 
gilt, wenn der Hersteller seinen Wohnsitz oder Wohnort des Anmelders zu enthalten. Eine An­
seine Hauptniederlassung im Ausland hat, unbe- meldung kann auch mehrere Werke, die demsel­
schadet von Staatsverträgen nur unter der Vor- ben Urheber zugeschrieben werden, umfassen. 
aussetzung der Gegenseitigkeit. Die Werknut- (2) Die E~ntragun.g ist vom Bundesll1inister für 
zungsbewilligung gilt nur für die Vervielfältigung Justiz ohne Prüfung der Befugnis des Anmelders 
und Verbreitung des Werkes auf Schallträgern zum Einschreiten und der Richtigkeit der ange­
im Inland und für die Ausfuhr nach Staaten, in meldeten Tatsachen vorzunehmen; sie hat jeden­
denen der Urheber keinen Schutz gegen die v'er- falls die im Abs. 1 vorgeschriebenen Angaben z~ 
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enthalten. Gibt eine Anmeldung auch den Tag 
und den Ort der Geburt des Urhebers oder sei­
nes Ablebens oder seine Staatsangehörigkeit an, 
so sind auch diese Angaben einzutragen. 

§ 61 c. (1) Die Eintragung ist auf Kosten des 
AnmeIders im ,Amtsblatt zur Wiener Zeitung' 
öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Jedermann kann in das Urheberregister 
Einsicht nehmen und die Ausfertigung amtlich 
beglaubigter Auszüge sowie die Ausstellung von 
Zeugnissen darüber verlangen, daß ein bestimm­
tes Werk im Urheberregister nicht eingetragen 
ist. " 

19. Der Abs. 5 des § 66 hat zu lauten: 

,,(5) Vorträge und Aufführungen, die auf An­
ordnung eines Veranstalters stattfinden, dürfen, 
soweit das Gesetz keine Ausnahme, zuläßt, vor­
behaltlich des Abs. 1 nur mit Einwilligung des 
Veranstalters auf Bild- oder Schallträgern fest­
gehalten werden. Entgeg.en dieser Bestimmung 
hergestellte Bild- oder Schall träger dürfen weder 
v.ervielfältigt noch verbreitet werden." 

20. Der I§ 67 hat zu lau~en: 

,,§ 67. (1) Die Verwertungsrechte der im § 66 
Abs. 1 und 5 bezeichneten Personen erlösch·en, 
wenn seit dem Ablauf des Kalenderjahrs, in dem 
der .vortrag oder die Aufführung stattgefunden 
hat, fünfzig Jahre verstrichen sind. 

(2) D~e §§ 11, 12, 13, 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 
und 3, §§ 23, 24, 25 Abs. 1, 2, 3 und 5, §§ 26, 
27, 28 Abs. 1, §§ 29, 31, 32, 33 Abs. 2 und 
§ 59 a gelten entsprechend; an die Stelle der im 
§ 31 Abs. 2 genannten Frist von fünf Jahren 
tritt jedoch ·eine solche von einem Jahr." 

21. Der Abs. 1 des § 69 wird aufgehoben. Die 
bisherigen Abs. 2 bis 4 des § 69 erhalten die 
Absatzbezeichnungen ,,(1)" bis ,,(3)". 

22. Dem Abs. 2 des § 69 in der Fassung dieses 
Bundesgesetzes wird angefügt: 

"Der§ 42 Abs. 5 bis 8 gilt entsprechend." 

23. Der Abs. 2 des § 70 hat zu lauten: 

,,(2) Die nach Abs. 1 erforderliche Einwilligung 
ist für eine Rundfunksendung mit Hilfe von 
Bild- oder Schall trägern nicht erforderlich, es sei 
denn, daß diese nach § 66 Abs. 7 oder § 69 
Abs. 2 zu ,einer Rundfunksendung nicht benutzt 
werden dürfen." 

24. Der Abs. 3 des § 72 hat zu lauten: 

,,(3) Zur Film- oder Funkberichterstattung 
über Tagesereignisse dürfen Vorträge und Auf­
führungen, die bei Vorgängen, über die berichtet 
wird, öffentlich wahrnehmbar werden, in emem 

durch den Informationszweck gerechtfertigten 
Umfang auf Bild- oder Schallträgern festgehalten, 
durch Rundfunk gesendet und öffentlich wieder­
gegeben werden; solche Bild- oder Schallträger 
dürfen in diesem Umfang vervidfältigt und ver~ 
breitet werden. Ob und inwieweit in einem sol­
chen Fall die nach § 66 Abs. 1 Verwertungs­
berechtigten verlangen können, daß ihr Name 
auf dem Bild- oder Schall träger angegeben wird, 
ist nach den im redlichen Verkehr geltenden 
Gewohnheiten und Gebräuchen zu beurteilen." 

25. Die bisherigen Abs. 3 bis 5 des § 72 erhal­
ten die Absatzbezeichnungen ,,(4)" bis ,,(6)". 

26. Der Abs. 7 des § 74 hat zu lauten: 

,,(7) Die §§ 5, 7, 8, '9, 11, 12, 13, 14 Abs. 2, 
§ 15 Abs. 1, §§ 16, 17, 18 Abs. 3, § 23 Abs. 2 
und 4, §§ 24, 25 Abs. 2 bis 6, §§ 26, 27 Abs. 1, 
3, 4 und 5, § 31 Abs. 1, § 32 Abs. 1, § 33 
Abs. 2, §§ 36, 37, 41, 42 a, 54 Z 3 und 4, §§ 56 
und 59 a sowie die für Werke der bild<:nden 
Künste geltenden Bestimmungen des § 42 Abs. 1 
bis 3 und 5 bis 8 gelten für Lichtbilder entspre­
chend." 

27. Der Abs. 3 des § 76 hat zu lauten: 

,,(3) Wird ein zu Handelszwecken hergestellter 
Schallträger zu einer Rundfunksendung (§ 17) 
oder öffentlichen Wiedergabe benutzt, so hat der 
Benutzer dem Hersteller (Abs. 1), vorbehaltlich 
des § 66 Abs. 7 und des vorstehenden Abs. 2, 
eine angemessene Vergütung zu entrichten. Die 
im § 66 Abs. 1 bezeichneten P.ersonen haben 
gegen den Hersteller einen Anspruch auf einen 
Anteil an dieser Vergütung. Dieser Anteil beträgt 
mangels Einigung der Berechtigten die Hälfte 
der dem Hersteller nach Abzug der Einhebungs­
kosten verbleibenden Vergütung. Die Ansprüche 
des Herstellers und der im § 66 Abs. 1 bezeich­
neten Personen können nur von einer einzigen 
Verwertungsgesellschaft geltend gemacht wer­
den." 

28. Dem Abs. 4 des § 76 wird angefügt: 

"Der § 42 Abs. 5 bis 8 gilt entsprechend." 

29. Der Abs. 6 des § 76 hat zu lauocn: 

,,(6) Die §§ 5, 7, 8, 9, 11, 12, 13, 14 Abs. 2, 
§ 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 und 3, § 23 Abs. '2 
und 4, §§ 24, 25 Abs. 2; 3 und 5, §§ 26, 27 
Abs. 1, 3, 4 und ?, § 31 Abs. 1, § 32 Abs. 1, 
§ 33 Abs. 2, §§ 41, 42 a, 56, 72 Abs. 4 und 
§ 74 Abs. 2 bis 5 gelten entsprechend; im Fall 
der Abs. 2 und 4 gilt ferner § 59 a entspre­
chend." 

30. Dem Abs. 3 des § 76 a wird angefügt: 

"Der § 42 Abs. 5 bis 8 gilt entsprechend." 

2 
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31. Der Abs. 5 des § 76 a hat zu lauten: 

,,(5) Die §§ 5, 7, 8, 9, 11, 12, 13, 14 Abs. 2, 
§ 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 und 3, § 18 Abs. 2, 
§ 23 Abs. 2 und 4, §§ 24,25 Abs. 2, 3 und 5, 
§§ 26, 27 Abs. 1, 3, 4 und 5, § 31 Abs. 1, § 32 
Abs. 1, § 33 Abs. 2, §§ 41, 42 a, 56, 59 a, 72 
Abs. 4 und .§ 74 Abs. 2 bis 5 gelten entspre­
chend." 

32. Der § 79 hat zu lauten: 

,,§ 79. (1) Presseberichte der im § 44 Abs. 3 
bezeichneten Art, die in Zeitungskorresponden­
zen oder anderen der entgeltlichen Vermittlung 
von Nachrichten an Zeitungen oder Zeitschriften 
dienenden Mitteilungen ,enthalten sind, dürfen 
in Zeitungen oder Zeitschriften erst dann wieder­
gegeben werden, wenn seit ihrer Verlautbarung 
in einer vom Nachrichtensammler dazu ermäch­
tigten Zeitung oder Zeitschrift mindestens 
12 Stunden v,erstrichen sind. 

(2) Bei der Anwendung des Abs. 1 stehen den 
Zeitungen und Zeitschriften alle anderen Ein­
richtungen gleich, die die periodische Verbrei­
tung von Nachrichten an jedermann besorgen. 
§ 59 a gilt jedoch entsprechend." 

33. Die überschrift des IH. Hauptstücks hat zu 
lauten: 

"R e c h t s dur c h set z u n g". 

34. Der erste Satz des Abs. 1 des § 81 hat zu 
lauten: 

"Wer in einem auf dieses Gesetz gegründeten 
Ausschließungsrecht verletzt worden ist oder 
eine solche Verletzung zu besorgen hat, kann auf 
Unterlassung klagen." 

35. Nach§ 84 wir,d folgende Bestimmung ein­
gefügt: 

"ö r t I ich e Z u s t ä n d i g k e i t 

§ 84 a. Auf die örtliche Zuständigkeit für 
Klagen auf Grund dieses Gesetzes ist der § 23 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
anzuwenden. " 

36. Der erste Satz des Abs. 1 des § 85 hat zu 
lauten: 

"Wird auf Unterlassung oder Beseitigung oder 
auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbeste­
hens eines auf .dieses Gesetz gegründeten Aus­
schließungsrechies oder der Urheberschaft (§ 19) 
gekl"gt, so hat das Gericht der obsiegenden 
Partei, wenn diese daran ein berechtigtes Interesse 
hat, auf Antrag die Befugnis zuzusprechen, das 
Urteil in einer nach den Grundsätzen des § 409 
Abs. 2 ZPO zu bestimmenden Frist auf Kosten 
des Gegners zu veröffentlichen." 

37. In den Abs. 1 und 2 des § 86 tritt jeweils 
an die Stelle des Ausdrucks ,,§ 69 Abs. 3" der 
Ausdruck" § 69 Abs. 2". 

38. Im Abs. 3 des § 87 tritt an die Stelle des 
Ausdrucks ,,§ 69 Abs. 3" der Ausdruck ,,§ 69 
Abs.2". 

39. Nach dem § 87 wird folgende Bestimmung 
samt überschrift eingefügt: 

"A n s p r u c hau f R e c h nun g sIe gun g 

§ 87 a. Wer nach diesem Gesetz zur Leistung 
eines angemessenen Entgelts oder einer ange­
messenen Vergütung, zum Schadenersatz oder zur 
Herausgabe des Gewinnes verpflichtet ist, hat 
dem Anspruchsberechtigten Rechnung zu legen 
und deren Richtigkeit durch einen Sachverständi­
gen prüfen zu lassen. Wenn sich dabei ein höhe­
rer Betrag als aus der Rechnungslegung ergibt, 
sind die Kosten der Prüfung vom Anspruchs­
berechtigten zu tragen." 

40. Der § 90 hat zu lauten: 

,,§ 90. (1) Die Verjährung der Ansprüche auf 
angemessenes Entgdt, angemessene Vergütung 
und Herausgabe des Gewinnes richtet sich nach 
den Vorschriften für Entschädigungsklagen. 

(2) Die Ansprüche der ein~elnen Anspruchs­
berechtigten oder Gruppen von Anspruchsberech­
tigten gegen die Verwertungsgesellschaft ver­
jähren ohne Rücksicht auf die Kenntnis des An­
spruchsberechtigten von den die Zahlungspflicht 
gegenüber der Verwertungsgesellschaft begrün­
denden Tatsach~n in ,drei Jahren ab diesem Zeit­
punkt." 

41. Der § 91 hat zu lauten: 

,,§ 9'1. (1) Wer einen Eingriff der im § 86 
Abs. 1 bezeichneten Art begeht, ist mit Frei­
heitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geld­
strafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer als Inhaber 
oder Leiter eines Unternehmens einen im Betrieb 
des Un-ternehmens von einem Bediensteten oder 
Beauftragten begangenen Eingriff dieser Art 
nicht verhindert. 

(3) Der Täter ist nur auf Verlangen des in 
seinem Recht VIerletzten zu verfolgen. 

(4) § 85 über die Urteilsveröffentlichung gilt 
entsprechend. 

(5) Das Strafverfahren obliegt dem Einzelrich­
ter des Gerichtshofes ·erster Instanz." 

42. Der § 96 hat zu lauten: 

,,§ 96. (1) Für Werke ausländischer Urheber 
(§ 10 Abs. 1), die nicht nach § 94 oder nach 
§ 95 geschützt sind, besteht der urheberrecht­
liche Schutz unbeschadet von Staatsverträgen 
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unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit. 
Gegenseitigkeit ist anzunehmen, wenn sie in 
einer Kundmachung des Bundesministers für 
Justiz im Hinblick auf die in dem betreffenden 
Staat bestehende Rechtslage festgestellt worden 
ist. Darüber hinaus können die zuständigen Be­
hörden die Gegenseitigkeit mit einem anderen 
Staat vertraglich vereinbaren, wenn dies zur 
Wahrung der Interess,en von österreichischen Ur­
hebern geboten erscheint. 

(2) Bei Werken, die in asterreich ausschließlich 
infolge des Welturheberrechtsabkommens, vom 
6. September 1952, BGBL Nr. 108/1957, oder 
des Welturheberrechtsabkommens, revidiert am 
24. Juli 1971, BGBL Nr .... , geschützt sind, 
wird jedochclie Schutzfrist nach Maßgabe ihres 
Art. IV Z 4 Abs. 1 bzw. Art. IV Abs. 4 lit. a ge­
kürzt." 

43. Der Abs. 2 des § 97 hat zu lauten: 

,,(2) Bei Vorträgen und Aufführungen, die im 
Ausland stattfinden, gelten di,e§§ 66 bis 72 zu­
gunsten österreichischer Staatsbürger. Ausländer 
werden bei solchen Vorträgen und Aufführungen 
unbeschadet von Staatsverträgen unter der Vor­
aussetzung der Gegenseitigkeit geschützt. Gegen­
seitigkeit ist anzunehmen, wenn sie in einer 
Kundmachung des Bundesministers für Justiz im 
Hinblick auf die in dem betreffenden Staat be­
stehende Rechtslage festgestellt worden ist. 
Darüber hinaus können die zuständigen Behör­
den die Gegenseitigkeit mit ,einem' anderen Staat 
vertraglich vereinbaren, wenn di,es zur Wahrung 
der Interessen von österreichischen nach § 66 
Abs. 1 Verwertungsberechtigten geboten er­
scheint." 

44. An die Stelle der überschrift vor dem § 99 
treten folgende überschriften: 

,,4. Schall träger und Rundfunksendungen 
, S c hall t r ä ger" 

45. Der § 99 hat zu lauten: 

,,§ 99. (1) Schallträg,er werden nach § 76 ohne 
Rücksicht darauf geschützt, ob und wo sie er­
schienen sind, wenn der Hersteller österreichi­
scher Staatsbürg,er ist. § 98 Abs. 2 gilt entspre­
chend. 

(2) Andere Schallträger werden nach § 76 
Abs. 1, 2 und 4 bis 6 geschützt, wenn sie 1m 
Inland erschienen sind. 

(3) Schallträger ausländischer Hersteller, die 
nicht im Inland erschienen sind, werden nach 
§ 76 Abs. 1, 2 und 4 bis 6 unbeschadet von 
Staatsverträgen unter der Voraussetzung der 
Gegenseitigkeit geschützt. Gegenseitigkeit ist an­
zunehmen, wenn sie in einer Kundmachung des 
Bundesministers für Justiz im Hinblick auf die 

in dem betreffenden Staat bestehende Rechts­
lage festgestellt worden ist. Darüber hinaus kön­
nen die zuständigen Behörden die Gegenseitig­
keit mit einem anderen Staat vertraglich verein­
baren, wenn dies zur Wahrung der Interessen 
österreichischer Hersteller von Schallträgern ge­
boten erscheint. 

(4) Nicht im Inland erschienene Schallträger 
ausländischer Hersteller werden ferner nach § 76 
Abs. 1, 2 und 4 ,bis 6 g,eschützt, wenn der Her­
steUer einem Vertragsstaat des über,einkommens 
vom 29. Oktober 1971, BGBL Nr .... , zum 
Schutz der Hersteller von Tonträgern gegen die 
unerlaubte Vervielfältigung ihrer Tonträger an­
gehört. 

(5) Auf den Schutz nach § 76 Abs. 3 haben 
Ausländer jedenfalls nur nach Maßgabe von 
Staatsverträgen Anspruch." 

46. Der § 99 a hat zu lauten: 

"R und fun k sen dun gen 

§ 99 a. Rundfunksendungen, die nicht im In­
land ausgestrahlt werden, sind nach § 76 a unbe­
schadet von Staatsverträgen, gegen das Weiter­
senden geschützt, wenn der Rundfunkunterneh­
mer seinen Sitz in einem Vertragsstaat des Über­
einkommens vom 21. Mai 1974, BGBL Nr .... , 
über die Verbreitung der durch Sanelliten über­
tragenen programm tragenden Signale hat und die 
Sendung über außerirdische, zur übertragung 
von Signalen geeignete Vorrichtungen (Satelliten) 
an andere Sendeunternehmen übertragen wird, 
es sei denn, das Weitersenden beruht auf einer 
vom berechtigten Rundfunkunternehmer bewil­
ligten Weitersendung der geschützten Sendung 
oder diese ist dazu bestimmt, von der Offent­
lichkeit unmittelbar vom Satellinen empfangen 
zu werden." 

47. Im Abs . .2 des § 110 tritt an die Stlelle des 
Ausdrucks ,,'§ 66 Absatz 1 oder 2" der Aus­
druck ,,§ 66 Abs. 1". 

48. Der Abs. 2 des § 114 hat zu lauten: 

,,(2) Mit seiner Vollziehung ist der Bundes­
minister für Justiz betraut." 

ARTIKEL II 

i\nderung der Jurisdiktionsnorm 
Der Abs. 2 Z 10 ,des § 51 cler Jurisdiktions­

norm vom 1. August 1895, RGB,l, Nr. 111, zu~ 
letzt geändert durch ,das Bundes,gesetz BGBL 
Nr. 280/1978, hat zu lauten: 

,,10. Streitigkeiten nach dem Gesetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb, nach dem Urheber­
rechtsgesetz und nach, den§'§ 28 bis 30 des 
Konsumen tensch u tzgesetzes;". 
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ARTIKEL III 

Änderung der Exekutionsordnung 
Die Exekutionsordnung vom 27. Mai 1896, 

RGBl. Nr. 79, 'zuletzt geändert durch das Bun­
desgesetz BGB!. Nr. 120/1980, wir1d wie folgt 
geändert: 

1. Dem § 387 wird folgender dritter Ah&atz 
angefügt: . 

"Abweichend vom Abs. 2 ist auch in diesen 
Fällen das Gerirnt zuständ1g, das für den Prozeß 
,in der Hauptsaclie zuständig wäre, wenn es sich 
um einstweilige Verfügungen nach dem Gesetz 
gegen den unlauter,en' Wettbewerb, nach dem 
Urheberremtsgesctz und nach den §§ 28 bi'S 30 
des Konsumentenschutigesetzes handelt." 

2. Der § 388 hat ZiU lauten: 

,,§ 388. Ist nach, § 387 für die Bewilligung der 
einstweiligen Verfügung und für das sich daran 
anschließende Verfahren ein Gerich tshof zustän­
dig, so entsch,eidet, vonbehalt:lich ,des Ahs. 2, 
der Vorsitzende des Senats, dem die Angelegen­
heit zugewiesen ist, über die auf einstweilige 
Verfügungen sich beziehende Anträge. 

Bei den im § 387 Abs. 3 erwähnten einst­
weiligen Verfügungen entscheidet der Senat ,in der 
für die Hauptsame vorgesehenen Zusammen­
setzung. In dringenden Fä1.len kann jedoch aurn 
in solchen Angelegenheiten der Vorsitze!1Jde des 
Senats allein entsmeiden." 

ARTIKEL IV 

Änderungen des Bundesgesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb 

Das Bundesgesetz vom 26. September 1923, 
BGBl. Nr. 531, gegen den unlauteren Wettbewerb, 
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 192/ 
1926, 111/1936, 145/1947, 160/1952, 175/1963, 
11/1969,74/1971,88/1975 und 120/1980 wird wie 
folgt geändert: 

Der § 22 u~d der letzte Satz ides § 24 werden 
aufgehoben. 

(3) Für den gesamt,en Tätigkeitsbereich von 
Unternehmen, die darauf ,gerichtet sind, An­
sprüc.1.e aus § 42 Abs. 5 bis 8 und in Verbin­
dung damit aus § 69 Abs. 2, § 74 Ahs. 7, § 76 
Abs. 4 und § 76a Abs. 3 Urhebenechtsges,etz in 
der Fassung dieses Bundesges,etzes, aus § 59 a und 
in Verbindung damit aus § 67 Abs. 2, § 74 
Abs. 7, § 76 Abs. 6 und§ 76 a Abs. 5 Urheber­
rechtsgesetz in ,der Fassung dieses Bundesgesetz.es 
sowie aus § 76 Abs. 3 Urheberrecht9gesetz in der 
Fassung dieses Bundesgesetzes ,geltend zu madlcn, 
gelten, soweit für s,ie das VerwertungsgeseUs.chaf­
tengesetz, BGBL Nr. 112/1936, niCht ",c..J.lOn bisher 
gegolten hat, das Verwertungsgersellsduftengesetz 
und die auf der Stufe eines Bundesgesetzes stehen­
de Verol'dnung BGBl. Nr. 188/1936 mit der 
Maßgabe entspred1end, daß für die genannten 
Ansprüche Gesamtverträge abgeschlossen und 
Sat~ungen erlassen werden können. 

(4) Bewerben sich zwei oder mehr Antrag­
steller um die gleiche Genehmigung zum Betr:ieb 
einer Verwertungisgesellschaft, ISO ist .sie dem­
jenigen zu erteilen, der nach den Ergebnissen des 
Ermittlungsverfahrens die größere Gewähr für 
eine ol'dentliche und umfassende Erfüllung der 
Aufg,abcn bi,etet; bieten sie alle gleich große Ge­
währ, so list sie dem Antrag,steller zuerteilen, der 
glaubhaft macht, daß den Ansprüchen, mit deren 
Wahrnehmung er betraut wOl'den ist, die größere 
wirtschaft.liche Bedeutung zukommen w;ird; ist 
auch die wirtschaftliche Bedeutung ,gleich groß, 
so entscheidet das Zuvorkommen. 

(5) Die Genehmigung zum Betrieb einer Ver­
wertungsgesellschaft zur Geltendmad1Ung von 
Ansprüchen von Rundfunkunternehmern aus 
§ 76 a Urheberrecht~gesetz in der Fassung dieses 
Bundesgesletzes in Verbindung mit seinem § 59 a 
umf.aßt aum die Befugnis, Ansprüche aus § 59 a, 
§ 67 Abs. 2, § 74 Abs. 7 und § 76 Abs. 6 Ur­
heberremtsgesetz in der Fassung dieses Bundes­
geset2)es, letztere dre,i Besuimmungen jeweils in 
Vel'b1ndung mit seinem § 59 a, soweit Beremtig­
ter ein Rundfunkunternehmer ist, geltend zu 
mamen. 

(6) Verwertung~gesellsmaften müssen die zu 
ARTIKEL V ihrem Tätigkeitsbereich gehörenden Rechte und 

Ansprüme auf Vedangen der Berecht~gten zu an-
Übergangsbestimmungen gemessenen Bedingungen wahrnehmen, wenn die-

(1) Der Bundesmini,~ter für Unterricht und se österreichisdle Staatsbürger sind oder ihren 
Kunst hat das nach der Verordnung BGBl.. ordentlid1en Wohnsitz ,im Inland haben und eine 
Nr. 171/1936 geführte Urheherl'egister mit ,dem wirksame Wahrnehmung der Rechte oder An­
nach der Verordnung RGB1. Nr. 198/1895 ge- sprüche nimt anders mögJim ,ist, es sei denn, daß 
führten Urheberregister samt allen Aktenstücken, die Einnahmen des betreffenden Bezugsberem­
die diese Register betreffen, unverzüglich dem tigten den auf ihn entfallenden Verwaltungsauf-
Bundesminister für Justiz zu übergeben. wand nichtJ decken. 

(2) Für die Einsicht in diese Register sowie (7) Bin Unter:nehmen der in Abs. 1 ums.chrie-
für di·e Ausfert~gung von Auszügen und die Am- benen Art, das die Erteilung der nach § 1 Abs. 1 
stellung von. Zeugnissen gilt der § 61 c Ahs. 2 VerwertungsgeseUsmaftengesetz, BGBL Nr. 112/ 
Urheberrechtsgesetz in der Fassung dieses Bundes- 1936, erforderlichen Genehmigung bis 30. Sep­
gesetzes. tember 1980 beantragt, darf die von ihm am 
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30. Juni {1980aus,geühte Tätilgkeit bis zur Ent­
scheidung über ,diesen Antrag auch ohne Geneh­
migung weiter ausüben. 

(8) Verträge, mit denen vor dem Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes das We.itersenden 
ausländischer Rundfunksendu~gen über Leitungen 
bewiHigt oder ,die Höhe des angemes,senen Ent­
gelts aus § 59 a bez1ehung.sweise §§ 67 Abs. 2, 
§ 74 Abs. 6, § 76 a Abs. 5 Urheberrechtsgesetz 
in der Fas,sung dieses Bundesgesetzes, letzt,ere 
vier Bestimmungen ~n Verbindung mit seinem 
§ 59 a, 'für die Zeit ab 1. Juli 1980 bestimmt 
wird, können jedenfalls innerhalb von 3 Monaten 
ab InkI1afttreten dieses Bundesgesetzes jederzeit 
gekündigt werden. 

ARTIKEL VI 

Schluß bestimmungen 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt vorbehaltlich des 
Abs. 2 am 1. J ul,i 1980 iin Kraft. 

(2) Der Art. I Z 46 tritt an dem Tag in 
Kraft, an dem das Übereinkommen vom 29. Ok-

tober 1971, BGBl. Nr. . .. , zum Schutz der 
Hersteller von Tonträgern gegen die unerlaubte 
Vervielfältigung ihI1er Tonträger für österei.ch 
in Kaft tt1itt. Der Art. I Z 47 tritt an dem Tag 
in Kraft, an' dem d:l!s Übereinkommen vom 
21. Mai 1974, BGBt Nr .... , über die Verbrei­
tung der ,durch Satelliten übertragenen pro­
gramm tragenden Signale für Österre,ich ,in Kraft 
tritt. 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesge­
setzes treten außer Kraft: 

1. die Verordnung des Bundesministers für 
Unterricht im Einve~nehmen mit den betei­
ligten Bundesministern über das Urheberre~ 
gister, BGBl. Nr. 171/1936, 

2. das Bundesges,etz vom 7. November 1956, 
BGBl. Nr. 109/19~7, zur Durchführung des 
Welturheberrechtsabkommens vom 6. Sep-
tember' 1952, BGBI. Nr. 108/1957. ' 

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Justiz, hinsi.chdich des 
Art. V Abs. 1 im Einvernehmen mit dem Bun­
,desminister für Unterricht, und Kunst, betraut. 

Erläuterungen 

A. Allgemeiner Teil 

Die vorliegende Urheberrechtsgesetznovelle hat 
sich folgende Schwerpunkte zum Ziel gesetzt: 

1. Zunächst bringt sie eine Regelung der soge­
nannten "privaten Tonbandüberspidung" im Sinn 
der Wünsche der daran besonders interessierten 
Kreise, nämlich der Urheber, der ausübenden 
Künstler und der Schallplattenhersteller. 

2. Weiter soll sie Probleme lösen, die das soge­
nannte "Kabelfernsehen" auf dem Gebiet des Ur­
heberrechts (im weiteren Sinn) mit siCh bringt. 

3. Sie soll auch die innerstaatlichen Grundlagen 
dafür schaffen, daß Österreich Mitglied der Pariser 
Fassung vom 24. Juli 1971 der Berner überein­
kunft zum Schutze von Werken der Literatur und 
Kunst, der Pariser Fassung vom 24. Juli 1971 des 
Wclturheberrechtsabkommens, des Übereinkom­
mens vom 29. Oktober 1971 zum Schutz der 
Hersteller von Tonträgern gegen die unerlaubte 
Vervielfältigung ihrer Tonträger und des Über­
einkommens vom 21. Mai 1974 über die Verbrei­
tung der durch Satelliten übertragenen pro­
grammtragenden Signa}e werden kann. Diese 

übereinkommen werden gleichzeitig mit di,esem 
Gesetzentwurf dem Nationalrat zur verfassungs­
gemäßen Behandlung vorgelegt. 

4. Darüber hinaus wurden eine Reihe weiter,er 
Wünsche zu Knderungen des Urheberrechts be­
rücksichtigt, soweit sie ausdiskutiert sind. Es, wird 
nicht verkannt, daß andere WünsChe - wie etwa 
nach einer Regelung der mit der Reprografie 
verbundenen Probleme - unbefriedigt bleiben, 
weil es - hinsichtlich des genannten Beispiels 
auch' international gesehen - noch nicht gelun­
gen ist, in Österreich anwendbare Lösungen zu 
finden, und weil damit auch in nächster Zeit nicht 
gerechnet werden kann. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Gesetzg,ebung 
und Vollziehung beruht auf dem Kompetenztat­
bestand "Urheberrecht" (Art. 10 Abs. 1 Z 6 
B-VG). 

Das vorliegende Vorhaben wird sich auf den 
Haushalt des Bundes nicht auswirken. Der Bund 
kommt nämlich weder. mach der R~gelung der 
sogenannten "privaten Tonbandüberspielung" als 
zahlungspfIichtig in Betracht, noch erfordert die 
Vollziehung einen zusätzlichen Sach- oder Perso­
nalaufwarid. 
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Eine Gegenüberstellung der Wortlaute der gel­
tenden und der vorgeschlagenen Bestimmungen 
befindet sich nach dem Besonderen Teil. 

B. Besonderer Teil 

Zum Artikel I: 

Zu 1 und 2: 

1. Nach dem geltenden § 17 Abs. 1 UrhG hat 
der Urheber das ausschließliche Roecht, das Werk 
durch Rundfunk oder auf eine ähnliche Art zu 

mag uns das auch deshalb nicht bewußt werden; 
weil die für den Empfang von Hörrundfunksen­
dungen allgemein käuflichen Geräte stets zumin­
dest eine kleine Antenne eingebaut haben. Danach 
werden die Wellen demoduliert, das heißt in ein 
zeitliches Hintereinander elektrischer Spannungs­
werte rückverwandelt; sie haben dann die gleiche 
Gestalt wie vor der Modulation der Träg,erwelle. 

Der zweite Teil der Empfangsanlage besorgt 
die Umwandlung des z,eitlichen Hintereinanders 
elektrischer Spannungswerte über die Membran 
des Lautsprechers in hörbare Schallwellen. 

senden. Nach § 17 Abs. 2 UrhG steht es einer Der akustische 'Teil einer Fernsehsendung ent­
Rundfunksendung auch gleich, wenn ein Werk I spricht im Prinzip völlig einer Hörrundfunksen­
von einer im In- oder Ausland gelegenen Stelle i dung. Der Bildteil unterscheidet sich lediglich da­
aus der öffentlichkeit im Inland, ähnlich wie durch, daß das Bild durch den sogenannten Bild­
durch Rundfunk, aber mit Hilfe von Leitungen, z,erleger in einzelne kleine Bildpunkte zerlegt und 
wahrnehmbar gemacht wird; die übermittlung das örtliche Nebeneinander der so erhaltenen ver­
von Rundfunksendungen durch eine Rundfunk- schiedenen Helligkeitswerte (Bildelernente) in ein 
vermittlungsa,nlage gilt jedoch nicht als neue zeitliches Nacheinander elektrischer Spannungs­
Rundfunksendung. Wie die EB zum Stammgesetz werte (Bildsignalströme, Bildimpulse) verwandelt 
(64/Ge der Beilagen. - Haus der Bundesgesetz-I wird. Diese Bildimpulse werden dann jeweils einer 
gebung; wegen der leichteren Auffindbarkeit im Trägerwelle aufmoduliert und von der Sende­
folgenden nur nach Peter, Das Osterreichische Ur- antenne ausgestrahlt. Dieses punktweise Abtasten 
heberrecht 473 ff ziüert, zur angeschnittenen des in Zeiten zerlegten Bildes geht so schnell vor 
Frag,e siehe Peter aaO 512) ausdrücklich sagen, sich, daß ganze Bilder und durch deren rasches 
ist dem Urheber nur das Senden des Werkes Aufeinanderfolgen der Eindruck des Bewegungs­
durch Rundfunk, nicht aber auch der Empfang vorganges entstehen. 
der Rundfunksendung vorbehalten. D D h f k ch'd'ch er sogenannte ra t un unters el et SI 

Vom Rundfunk ist der Richtfunk zu unter­
scheiden, der keine Breitenwirkung anstrebt; wird 
eine Richtfunkstrecke dafür benützt, um eine Sen­
dung der Offentlichkeit im Inland zuzuleiten, so 
ist dies ein Teil dieser Sendung. 

2. Beim Hörrundfunk bewirken die Schallwel­
len in zumindest einem Mikrophon Schwingun­
gen der darin ,enthaltenen Membran, die in ein 
zeitliches Hintereinander elektrischer Spannungs­
werte (Tonsignalströme, Tonimpulse) umgesetzt 
werden. Im Sender werden elektromagnetische 
Wellen (nach ihrem Entdecker auch Hertzsche 
Wellen genannt) erzeugt, welche di'e Tonim­
pulse - bildlich ausgedrückt - "auf ihren 
Rücken nehmen". Sie werden nämlich im Rhyth­
mus der Tonimpulse entweder in ihrer Schwin­
gungsweite (Amplitude) oder in ihrer Schwin­
gungszahl (Frequenz) verändert; der Techniker 
nennt diesen Vorgang Modulation. In dieser ver­
änderten Form werden die Trägerwellen durch die 
Sendeantenne ausgestrahlt. Beim Empfangsakt 
lassen sich zwei verschiedene Vorgänge un~erschei­
den: Zuerst werden die ausgestrahlten elektrischen 
Wellen von einer Antenne aufgenommen. Der 
Antennenempfang selbst beruht ,einerseits darauf, 
daß durch die Ausbreitung der elektrischen Wel­
Ien ein elektrisches Kraftlinienfeld entsteht, an­
andererseits auf dem physikalischen Gesetz, daß 
sich elektrische Leiter innerhalb eines elektrischen 
Feldes selbst induzieren. Die Antenne ist also 
unabdingbarer Bestandteil jeder Empfangsanlage, 

von der beschriebenen Sendung dadurch, daß 
nicht von einer Sendeantenne ausgestrahlte elek­
tromagnetische Wellen, sondern durch einen 
Draht fließende Ströme oder an diesem entlang 
fließende Wellen verändert, also. moduliert 
werden. 

über kurze Entfernungen können die Bild­
und Tonimpulse mit wirtschaftlich vertretbarem 
Aufwand noch nicht moduliert oder demoduliert 
durch Draht weitergeleitet werden, zum Beispiel 
von der Aufnahmekamera und dem Mikrophon 
zum Kontrollpult und dann zur Sendeanlage oder 
von einem Radioapparat zu einem Zusatzlaut­
sprecher oder Kopfhörer. über weitere Entfer­
nungen ist das Weiterleiten mit wirtschaftlich 
vertretbarem Aufwand technisch nur auf eine 
einzige Art möglich: Die Sendewellen des Origi­
nalsenders müssen empfangen werden, so wie das 
in jedem üblichen Empfangsgerät geschieht; dann 
müssen sje demoduliert und an Stelle der Benüt­
zung zur Wiedergabe einer neuen, anderen Sende­
welle aufgeprägt werden. Dabei macht es keinen 
Unterschied, ob dieses Weiterleiten drahtlos oder 
über (einen oder mehrere) Drähte geschieht. 

Eine Fernsehempfangsanlage besteht demnach 
im Mindestfall aus der Empfangsantenne, der 
Antennenzuleitung und dem Empfangsgerät im 
engeren Sinn. Die Antenne kann sich je nach 
Empfangslage entweder dort, wo der Empfän­
ger aufgestellt ist, oder an Hauswänden, unter 
oder über Dach befinden; sie kann auch - beson-
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ders bei tragbaren Fernsehgeräten mit dem 
Empfangsgerät im engeren Sinn fest verbunden 
sein, sodaß die Antennenzuleitung von außen 
nicht sichtbar ist. 

Im dicht besiedelten Gebiet ist es häufig un­
möglich, Empfangsanlagen mit sogenannten Zim­
merantennen zu betreiben. Es wird sehr häufig 
der wirtschaftlich sinnvolle Weg der Errichtung 
einer Dachantenne, an die sämtliche Interessenten 
eines Hauses angeschlossen werden können, ge­
wählt. In diesem Fall ist es aber in der Regel 
erforderlich, in .die Antennenzuleitungen Verstär­
ker einzubauen, damit am Empfängel'eingang ein 
Signal mit ausreichender Stärke zur Verfügung 
steht. In vielen Fällen wird dabei - vor allem 
für die Verteilung des mit höherer Frequenz aus­
gestrahlten 2. Fernsehprogramms - vom Prinzip 
der Frequenzumsetzung (Transformierung des 
Signals in niedrigere Frequenzbereiche) Gebrauch 
gemacht. Das hat wirtschaftliche Gründe, weil das 
Signal auf den Antennenzuspielleitungen umso 
mehr gedämpft wird, je höher die Frequenz ist. 
Ohne diese Frequenzumsetzung müßte daher auf 
langen Zuspielleitungen eine große Anzahl von 
Verstärkern verwendet werden. 

Vor allem bei der Neuerrichtung von Wohn­
hausanlagen oder Siedlungen wird als wirtschaft­
lich bester Weg die Errichtung einer einzigen 
Antennenanlage gewählt. Von dieser wird dann 
das Empfangssignal nicht nur den Teilnehmern 
eines einzelnen Wohnhauses, sondern allen in 
diesem Siedlungsgebiet Wohnenden über die An­
tennenzuspielleitungen und/oder Richtfunk­
strecken sowie Verteilverstärker (eventuell mit 
Frequenzumsetzung) übermittelt. 

In extremen Lagen - wie etwa in engen 
Tälern - müssen die Empfangsantennen bis zu 
einigen Kilometern entfernt auf Bergen montiert 
werden, um das Signal empfangen zu können. 
Technisch gesehen, besteht zwischen solchen An­
lagen und den oben geschilderten im Prinzip kein 
Unterschied, weil nur eine wesentlich längere An­
tennenzuspielleitung . und/oder Richtfunkstrecke 
erforderlidt ist. Da auf langen Leitungen das 
Signal stark gedämpft würde, müssen Zwischen­
verstärkier eingebaut werden. Um den finanziellen 
Aufwand für die Zubringung der Signale in 
Grenzen zu halten, die für den Teilnehmer wirt­
schaftlich vertretbar sind, ist es nur selbstver­
ständlich, daß hier an eine solche Großgemein­
schaftsantennenanlage ganze Gemeinden oder 
Ortsteile angeschlossen werden müssen. 

Sieht man vom Einspeisen eigener Programme 
ab, so ergibt sich daraus eindeutig, daß die recht­
liche Abgrenzung von Sende- und Empfangsan­
lagen nach technischen Merkmalen nicht möglich 
ist. Sie kann deshalb nur funktionell gefunden 
werden. 

3. Das gleiche Problem wie nach österreichi­
schem innerstaatlichen Recht stellt sich auch nach 

anderen innerstaatlichen U rheberrech:tsordnungen 
sowie nach der Berner Übereinkunft zum Schutze 
von Werken der Literatur und Kunst. 

4. Der OGH geht in seiner grundlegenden 
Entscheidung vom 25. Juni 1974, öBI. 1974, 140, 
zum Problem der Gemeinschaftsantennenanlage 
ebenfalls von der dargelegten Erkenntnis aus. Die 
wesentlichen Sätze der Begründung, die den -
dem Urheber vorbehaltenen - Drahtfunk vom 
(freien) Empfang abgrenzen, lauten unter Weg­
lassung der Zitate wörtlich: 

"Entscheidend ist nur, daß das Werk auf diese 
Weise der öffentlichkeit, ähnlich wie durch Rund­
funk, wahrnehmbar gemacht wird, nicht aber, 
daß dieser Vorgang die einzige Möglichkeit sei, 
das Werk der öffentlichkeit mitzuteiLen .... Das 
Tatbestandsmerkmal der öffentlichkeit wird dann 
erfüllt sein, wenn die Anschlußmöglichkeit eines 
Empfangsgerätes für einen nicht von vornherein 
begrenzten und durch keinerlei private oder per­
sönliche Bezrehungen und durch kein räumliches 
Naheverhältnis miteinander v,erbundenen Perso­
nenkreis besteht. Die öffentlichkeit wäre also 
daher etwa nicht gegeben bei Miteigentümern 
einer Gemeinschaftsantennenanlage oder Mietern 
eines mit einer Gemeinschaftsantennenanlage ver­
sehenen Wohnhauses oder Wohnhausanlage." 

An dieser Meinung hat der OGH in seiner 
Entscheidung vom 12. November 1979, 4 Ob 374/ 
1979, bisher nicht veröffentlicht, festgehalten und 
beigefügt, daß das Bundesgesetz vom 16. Juni 
1977, BGBl. Nr. 345, mit dem die sogenannte 
Rundfunkverordnung geändert und Anlag,en der 
in Rede stehenden Art für den Bereich des Fern­
melderechtes als Fernseh-Rundfunkempfangsan­
lagen bezeichnet worden sind, _ daran nichts 
ändert. 

Obwohl sich die entschiedenen Fälle nicht auch 
auf das Senderecht von Leistungsschutzberechtig­
ten bezogen haben, gilt derselbe Gedankengang 
in gleicher Weise in diesem Bereich. 

5. Diese Rechtslage ist unbefriedigend: 

Der Österreichische Rundfunk ist nach dem 
Rundfunkgesetz 1974 verpflichtet, alle zum Be­
trieb eines Rundfunkempfangsgerätes (Hörfunk 
und Fenlsehen) berechtigten Bewohner des Bun­
desgebietes mit mindestens drei Hörfunkpro­
grammen und mindestens zwei Fernsehprogram­
men gleichmäßig und ständig in' bezug auf die 
Programm- und Empfangsqualität nach Maßgabe 
der technischen Entwicklung und der wirtschaft­
lichen Tragbarkeit angemessen zu versorgen. In 
Erfüllung dieses Versorgungs auftrages war und 
ist der Osterreichische Rundfunk vielen Gemein­
den beim Bau von Gemeinschaftsantennenanlagen 
technisch und finanziell behilflich, weil die Errich­
tung eines Umsetzers für kleine Versorgungsge­
biete unrentabel wäre ~nd daher dem Auftrag 
des Rundfunkgesetzes 1974 widerspräche. Tech· 
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nisch gesehen, dienen diese Gemeinschaftsanten­
nenanlagen teils im direkten Empfangsbereich 
eines Senders der Verbesserung des Empfanges, 
teils erweitern sie den direkten Empfangsbereich 
eines Senders, weil der Ausbau des Sendemetzes 
infolge der schwierigen topographischen Lage 
Österreichs oft nicht rasch genug vorangetrieben 
werden kann. In beiden Fällen kommt der Öster­
reichische Rundfunk dem Versorgungs auf trag des 
Rundfunkgesetzes 1974 nach, er hält von den 
solche Gemeinschaftsantennenanlagen betreiben-' 
den Gemeinden eine entsprechende Entf.ertigungs­
erklärung und verpflichtet die Gemeinden zur 
gleichzeitigen, vollständigen und unveränderten 
übernahme seiner Programme, wobei, die Ge­
meinden urheberrechtlich Auftragnehmer des 
österreichischen Rundfunks sind. Diese Hilfelei­
stung verursacht dem Österreichischen Rundfunk 
Kosten; denn er erhält hiefür kein Entgelt. 

Das Entgelt, das der Urheber oder der 
Leistungsschutzberechtigt;e in österreich für die 
Gestattung von Rundfunksendungen durch den 
österreichischen Rundfunk erzielt, kann unter 
Berücksichtigung der Zahl der Rundfunkteilneh­
mer, die jedem Interessierten bekannt ist, ausge­
handelt werden oder stellt sogar - wie zum 
Beispiel bei der Staatlich 'genehmigten Gesellschaft 
der Autoren, Komponisten und Musikverleger, 
reg.GenmbH (AKM) - ausdrücklich auf die Ein­
riahmen des Österreichischen Rundfunks ab, für 
die die Gebühren der Rundfunkteilnehmer ein 
entscheidender Teil sind. Zieht man weiter in 
Betracht, daß das Entgelt für die Benützung eines 
Rundfunkgerätes ohne Rücksicht auf die Emp­
fangsmöglichkeit zu bezahlen ist, so wird man 
wohl annehmen müssen, daß die Inhaber von 
Ausschließungsrechten bei der Erteilung von Sen­
debewilligungen an den Österreichischen Rund­
funk zumindest konkludent in der Regel auch 
die Weiterleitung über Kabel oder andel'e Leitun­
gen innerhalb des gesamten Gebietes der Republik 
österreich einschließen (itn folgenden wird der 
Einfachheit halber nur noch. vom Kabel gespro­
chen). Man wird daher rechtspolitiSLh zu dem 
Ergebnis kommen müssen, daß die Weiterleitung 
von Rundfunksendungen des Österreichischen 
Rundfunks im Inland nicht als neue Rundfunk­
sendung betrachtet werden kann. Diesem Gedan­
ken trägt § 17 Abs. 3 zweiter Satz UrhG in der 
vorgeschlagenen Fassung Rechnung. 

Damit wird der ansonsten eintretende unbe­
friedigende Zustand vermieden, daß in solchen 
Fällen di'e angeschlossenen Rundfunkteilnehmer 
für dasselbe Programmangebot zweimal zahlen 
müßten: einmal in Form der Rundfunkgebühr, 
welche bereits einen Entgeltanteil für die Urheber 
oder Leistungsschutzberechtigten enthält, und ein­
mal an die Urheber oder Leistungsschutzberech­
tigten bzw. die zuständige Verwertungsgesellschaft 

, dil'ekt. Dies deckt sich, mit überlegungen, die auch 
in anderen Ländern angestellt werden (v gl. den 

Whitford-Bericht des Vereinigten Königreiches 
von Großbritannien und Nordirland, März 1977, 
S. 111 ff.). ' 

Mit dieser Neuregelung wird dem Österreichi­
schen Rundfunk in der Auswahl der technischen 
Möglichkeiten bei der Erfüllung seines Versor­
gungsauftrages nach dem Rundfunkgesetz 1974 
freie Hand gegeben. Es wird in Hinkunft keinen 
Unterschied machen, ob dies durch Ausbau des 
bestehenden Netzes von Sendeanlagen oder durch 
Errichtung von Gemeinschaftsantennenanlagen 
geschieht, mögen diese vom Österreichischen 
Rundfunk selbst, von Dritten allein oder von 
Dritten mit finanzieller oder organisatorischer 
Unterstützung des Österl'eichischen Rundfunks 
errichtet und/oder betrieben werden. Die Interes­
sen der Inhaber von Ausschließungsrechten wer­
den dadurch gewahrt, daß solche Gemeinschafts­
antennenanlagen dem österreichischen Rundfunk 
zugerechnet werden. 

In diesem Zusammenhang ist ferner darauf hin­
zuweisen, daß die sogenannte Rundfunkverord­
nung in ihrem § 21 Abs. 3 lit. c die Verpflichtung 
enthält, die Signale des Österreichischen Rund­
funks mit näher definierten Einschränkungen zu 
übermitteln. 

Dapüt diese neu eingefügte Ausnahme Platz 
greift, muß die Übermittlung von Rundfunksen­
dungen des Österreichischen Rundfunks gleich­
zeitig, vollständig und unverändert erfolgen. 

Das Kriterium der Vollständigkeit muß in 
diesem Zusammenhang unter dem Gesichtspunkt 
des Zweckes der Regelung verstanden werden: 
Vollständig bedeutet nicht die Vollständigkeit 
einer Programmeinheit, also etwa eines Filmes 
oder der übertragung eines Theaterstückes oder 
eines Sportereignisses, sondern aller Sendungen, 
die über zumindest eine Wellenlänge ausge­
strahlt werden, und zwar nicht nur für einen Tag 
oder für jeweils bestimmte Tage einer Woche, 
sondern von vornherein zeitlich unbeschränkt, 
also mit dem Ziel, die Bevölkerung auf Dauer mit 
zumindest einem Fernseh- oder Hörrundfunk­
programm ,zu versorgen. Hingegen wird die Voll­
ständigkeit nicht durch Betriebsstörungen und 
kurzfristige Abschaltungen ausgeschlossen, die aus 
technischen Gründen - etwa im Zusammenhang 
mit Reparaturen - unvermeidlich sind. Bei An­
lagen, die nicht laufend durch Bedienungspersonal 
überwacht, sondern automatisch ein- und ausge­
schaltet werden, wird auch eine Abschaltung zum 
Ende einer normalen Sendezeit nicht darunter 
fallen, wenn plötzlich - etwa wegen außer­
ordentlicher weltpolitischer Ereignisse - die Sen­
dezeit Vlerlängert wird. 

Der zweite Satz des Abs. 3 spricht von der 
gleichzeitigen, vollständigen und unveränderten 
übermittlung von Rundfunksendungen des 
Österreichischen Rundfunks, nid1t von emer 
übermittlung der Rundfunksendungen des 
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österreichischen Rundfunks. Damit wird zum 
Ausdruck gebracht, daß diese Regelung auch gilt, 
wenn zwar nicht alLe, sondern nur einzelne Pro­
gramme übermittelt werden, jedoch das Kriterium 
der Gleichzeitigkeit, Vollständigkeit und Unver­
ändertheit vorliegt. 

Der zweite Satz des Abs. 3 sagt, daß die über­
mittlung als Teil der ursprünglichen Rundfunk­
sendung gilt. Dies bedeutet, daß die Rechtmäßig­
keit der Rundfunksendung stets die Rechtmäßig­
keit der Weiterleitung über Kabel bedi'ngt, im 
Fall der Rechtswidrigkeit der Rundfunksendung 
jedoch zu unterscheiden ist, ob die Weiterleitung 
über Kabel als Drahtfunksendung zu qualifizieren 
ist und daher das Schicksal der Rechtswidrigkeit 
der Rundfunksendung teilt oder als bloßer Emp­
fangsvorgang dennoch - als von keinem Aus­
schließungsrecht erfaßt - r,echtmäßig bleibt. 

Die vorgeschlagene Neuregelung unterscheidet 
sich daher vom ersten Satz des Abs. 3 dadurch, 
daß die Rundfunkvermittlungsanlage stets in den 

, Bereich der bloßen Empfangsvorgänge verwiesen 
ist. Bei der bestimmungsgemäßen Benützung einer 
Rundfunkvermittlungsanlage ist es daher recht­
lich bedeutungslos, ob die (ursprüngliche) Rund­
funksendung rechtmäßig oder rechtswidrig ist; 
ihre Benützung wird nie von einem Ausschlie­
ßungsrecht erfaßt. 

Während der Vorgespräche, die der Erarbei­
tung der vorgeschlagenen Fassung vorangegangen 
sind, ist die Frage angeschnitten worden, ob die 
Formulierung des Abs. 2 (die sich mit dein gel­
tenden Recht wörtlich deckt) dem Art. lAbs. 1 
des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 396/1974 
über die Sicherung der Unabhängigkeit des Rund­
funks dahin angeglichen werden soll, daß anstelle 
von "Leitungen" von "Leitern" gesprochen wird. 
Diese Anregung ist nicht aufgegriffen worden. 
Das genannte Bundesverfassungsgesetz spricht 
nämlich von der "für die Allgemeinheit bestimm­
teen) Verbreitung von Darbietungen alLer Art in 
Wort, Ton und Bild unter Benützung elektrischer 
Schwingungen ohne Verbindungsleitung bzw. 
längs oder mittels eines Leiters sowie ... ", deckt 
sich also in vielfacher Hinsicht nicht mit der Ter­
minologie des Urheberrechtsgesetzes. 

Der vorgeschlagene zweite Satz des Abs. 3 
stellt - w~e schon ausgeführt - auf Rundfu~k­
sendungen des österreichischen Rundfunks ab. 
Sein erster Satz stellt auf technisch-funktionelle 
Kriterien ab, nämlich auf die Weiterleitung durch 
eine bestimmte technische Einrichtung, nämlich 
eine Rundfunkveqnittlungsanlage. Beide Bestim­
mungen überdecken sich daher zum Teil. 

Zu3: 

Der Urheber kann einem anderen in zweifacher 
Weise gestatten, sein Werk auf einzelne oder alle 
dem Urheber vorbehaltenen Verwertungsarten 
zu benützen: Er kann ihm eine Werknutzungsbe-

willigung erteilen oder ein Werknutzungsrecht 
einräumen. In beiden Fällen erwirbt der Berech­
tigte die' unbeschränkte oder die zeitlich, räum­
lich oder inhaltlich beschränkte Befugnis, das 
Werk zu benützen; der Unterschied liegt darin, 
daß die Werknutzungsbewilligung nur einen obli­
gatorischen Anspruch gegen den Urheber begrün­
det, währeljld dasWerknutzungsrecht ein absolu­
tes Recht ist. Hat der Urheber eine Werknut­
zungsbewilligung erteilt, dann ist er zwar ver­
pflichtet, seinem Vertragspartner die Benützung 
des Werkes, allenfalls in den durch die Vereinba­
rurig abgesteckten Grenzen, zu gestatten, mit 
'anderen \'V'orten, er kann gegenüber dem aus der 
Werknutzungsbewilligung Berechtigllen von den 
ihm durch das Urheberrechtsgesetz eingeräumten 
Abwehrrechten' keinen Gebrauch machen; der Ur­
heber behält aber selbst das ausschließliche Recht 
zur Verwertung des Werkes ohne jede zeitliche, 
räumliche oder inhaltliche Beschränkung; er ist 
auch nicht gehindert, Dritten weitere Werknut­
zungsbewilligungen zu erteilen oder aber Werk­
nutzungs rechte einzuräumen, selbst wenn diese 
mit früher er~eilten Werknutzungsbewilligungen 
konkurrieren sollten. Räumt der Urheber hin­
gegen ein W,erknutzungsrecht ein, dann erlangt 
der Berechtigte damit ein ausschließliches Recht 
zur Benützung des Werkes im vereinbarten zeit­
lichen, räumlichen und inhaltlichen Umfang. Auch 
der Urheber selbst hat sich der Verwertung des 
Werkes zu enthalten, soweit dazu der Werknut­
zungsberechtigte das ausschließlich,e Recht erwor­
ben hat; der Urheber steht in dieser Beziehung 
jedem Dritten gleich, gegen den sich das Werk­
nutzungsrecht als ausschließliches Recht richtet. 
Nur bleibt der ,Urheber nach wie vor berechtigt, 
gegen jeden, der das Werk unbefugt benützt, 
zivil- und strafrechtlich vorzugehen,' und zwar 
auch gegen den Willen des zur ausschließlichen 
Werknutzung Berechtigten. 

Hat der Urheber oder Werknutzungsberech­
tigte an einem Werk zuerst eine Werknutzungs­
bewilligung erteilt, später aber einem anderen ein 
Werknutzungsrecht eingeräumt oder übertragen, 
dann taucht die Frage auf, ob dadurch die früher 
erteilte WerknutzungsbewiIIigung hinfällig wird, 
soweit beide Rechte zeitlich, räumlich und inhalt­
lich konkurrieren. Im Hinblick auf. die dem Ur­
heberrechtsgesetz zugruhde liegende Konstruktion 
müßte man annehmen, daß di,e Werknutzungsbe­
willigung dem Erwerber des Werknutzungsrechts 
niCht 'entgegengehalten werden kann. Dies ist 
unbillig. Es wird deshalb im Schrifttum (Peter, 
Das österreichische Urheberrecht 81; Dittrich, 
Das österreich ische Verlagsrecht 99) angenommen, 
daß der Erwerber eines Werknutzungsrechts -
mag es von' einem anderen Werknutzungsberech­
tigten durch übertragung erworben oder unmit­
telbar vom Urheber begründet worden sein -
in das vom Urheber oder vom Vormann begrün­
dete obligatorische Verhältnis zum Inhaber, der 
Werknutzungsbewilligung eintritt. Aus Gründen 
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der Rechtssicherheit wird diese Frage im Sinn 
der vom Schrifttum schon zum geltenden Recht 
vertretenen Meinung nach dem Vorbild des § 33 
des neuen UrhG der' Bundesrepublik Deutsch­
land (im folgenden dUrhG genannt) klargestellt. 

Zu 4: 

Hier wird nur das Zitat an die Knderung des 
§ 24 UrhG angepaßt. 

Zu5: 

Die Sondervorschriften für gewerbsmäßig her­
gestellte Filmwerke (§§ 38 bis 40 UrhG) sehen 
keine Vermutung vor, die dem § 12 UrhG ent­
spricht. In grundsätzlicher über,einstimmung mit 
dem Art. 15 Abs. 2 der Pariser Fassung der 
Berner übereinkunft zum Schutze von Werken 
der Literatur' und Kunst wird eine solche Ver­
mutung vorgeschlagen .. 

Zu6und7: 

Der geltende I§ 42 Abs. 1 UrhG sieht die freie 
Herstellung einzelner Vervielfältigungsstücke von 
Werken der Literatur, der Tonkunst oder der bil­
denden Künste zum eigenen Gebrauch vor. Das 
bedeutet, daß derzeit keine freie Werknutzung 
durchVervielfältigung eines Werkes der Film­
kunst besteht. Dies ist aber bei der Erlassung des 
Urheberrechtsgesetzes nicht begründet worden. 
Die Vervielfältigung eines Werkes der Filmkunst 
zum eigenen Gebrauch blieb wohl als praktisch 
undurchführbar unerwähnt. Nunmehr soll -
mit Zustimmung der hievon betroffenen Kreise -
auch die freie Werknutzung an einem Werk der 
Filmkunst zugelassen werden; der Entwurf ver­
folgt di,eses Ziel dadurch, daß er die einengende 
Umschreibung des Werkes aus dem § 42 Abs. 1 
UrhG entfernt. 

Das (aus dem geltenden Gesetzestext übernom­
mene) Wort "jedermann" um faßt sowohl physi­
sche als auch juristische Personen. 

Diese Knderung des § 42 Abs. 1 macht auch 
eine Berücksichtigung von Werken der Film­
kunst im Abs. 3 nbtig; für sie soll die gleiche 
Regelung wie für W':erke der bildenden Künste 
gelten. 

Zu 8, 22, 28 und 30: 

Durch moderne technische Methoden entstehen 
heute weitere Vervielfältigungsstücke, die dem 
ursprünglichen Vervielfältigungsstück in ihrer 
Art und ihrem Wert durchaus vergleichbar sind. 

Das Urheberrechtsgesetz geht ganz allgemein 
davon aus, daß die Urheber und Leistungsschutz­
berechtigten an den wirtschaftlichen Ergebnissen 

. ihres Schaffens angemessen beteiligt werden sollen. 
Die derzeitige Regelung, die auf den wirtschaftli­
chen und technischen Gegebenheiten des Jahres 
1936 beruht, gewährt jedoch den Urhebern und 
Leistungsschutzberechtigtenkeine Beteiligung an 

dem durch die moderne Technik ermöglichtert 
wirtschaftlichen Ertrag aus der Vervielfältigung 
zum eigenen Gebrauch. So wird - nach Schät­
zungen der Austro-Mechana, Gesellschaft zur 
Verwaltung und Auswertung mechanisch-musika­
lischer Urheberrechte, Gesellschaft m. b. H., also 
derjenigen österreichischen Urheberorganisation, 
der wohl nach dem neuen Abs. 6 die Geltend­
machung der neugeschaffenen Ansprüche obliegen 
wird - schon so häufig privat überspielt, daß 
im Jahr 1976 bereits 6 Millionen Stück Leer­
kassetten in österreich verkauft werden konnten, 
während der Absatz an bespielten Kassetten knapp 
unter 2 Millionen Stück geblieben ist. Den Ur­
hebern und Leistungsschutzberechtigten entstehen 
wirtschaftliche Nachteile, weil das private über­
spielen ihr Einkommen aus dem Absatz von 
Schall- oder Bildträgern schmälert. Eine im Auf­
trag der A ustro-Mechana, Gesellschaft zur Ver­
waltung und Auswertung mechanisch-musikali­
scher Urheberrechte, Gesellschaft m. b. H., durch­
geführte Ermittlung des österreichischen Gallup­
Instituts hat ergeben, daß die Benützer von Ton­
bandgeräten deshalb weniger Schallplatten kau­
fen, weil sie unbespieltes Bandmaterial kaufen und 
selbst bespielen; hiebei wird ein Tonband oder 
eine Kassette im Durchschnitt dreieinhalbmal neu 
bespielt. 

Diese Umstände zeigen, daß die Forderung der 
Interessenvertretungen der Urheber und Lei­
stungsschutzberechtigten, hier durch eine Geset­
zesänderung Abhilfe zu schaff'en, grundsätzlich 
berech tigt ist. 

Im internationalen Vergleich böte sich die Lö­
sung des § 53 Abs. 5 dUrhG an; demnach wer­
den die Ansprüche der Urheber und Leistungs­
schutzberechtigten aus einem Zuschlag zum Preis 
der Aufzeichnungsgeräte befriedigt. Der Versuch, 
in Osterreich zu einer ähnlichen Lösung zu ge­
langen, ist aber fehlgeschlagen. Der Zuschlag auf 
den Preis der Vervielfältigungsgeräte hätte zu 
schwer abschätzbaren Auswirkungen auf den Ab­
satz solcher Geräte geführt. Ferner kann hiebei 
die Häufigkeit des überspielens - und auf diese 
soll es vom Gesichtspunkt des Urheberrechts aus 
vor allem ankommen - nicht berücksichtigt 
werden; weiter wär,e es schwierig, eine befriedi­
gende und leicht handhabbare Lösung für den -
häufigen - Fall zu finden, daß mehrere Geräte 
mit verschiedenen Funktionen (zB Radioapparat 
und Kassettenrekorder) zu einer Einheit zusam­
mengefaßt sind. 

Die vorliegende UrheberrechtsgesetznoveHe 
knüpft daher nicht an die Geräte, sondern an das 
Trägermaterial an, das eher' einen Schluß auf 
die Häufigkeit der überspielung zuläßt, und geht 
damit - auch international gesehen - einen völ­
lig neuen Weg. 

Im einzelnen ist hiezu zu sagen: 

Der vorgeschlagene § 42 Abs. 5 UrhG gibt 
dem Urheber und - durch die neuen Verweisun-
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gen der § 69 Abs. 2, § 74 Abs. 7, § 76 Abs. 4, 
§ 76 a Abs. 3 UrhG - den Leistungsschutzberech­
tigten gegen denjenigen, der Trägermaterial erst~ 
mals im Inland gewerbsmäßig entgeltlich in Ver­
kehr bringt, einen Anspruch auf angemessene Ver­
gütung. Voraussetzung hiefür ist, daß vom Werk 
seiner Art nach zu erwarten ist, daß es durch 
Festhalten auf einem Bild- oder Schallträger zum 
eigenen Gebrauch vervielfältigt wird. Weiter muß 
es entweder durch Rundfunk gesendet oder auf 
einem ZU Handelszwecken hergestellten Bild- oder 
Schallträger festgehalten worden sein. Zu er­
warten wird die Vervielfältigung zum eigenen 
Gebrauch nur bei bestimmten Arten von Werken 
sein, etwa 'bei allen Werken der Tonkunst und 
gewissen Sprachwerken. Die Möglichkeit, daß 
künftig auch andere Arten von Werken zum eige­
nen Gebrauch vervielfältigt werden, bleibt offen. 

. Unter Bild- oder Schallträgern versueht das Ur­
heberrechtsgesetz (§ 15 Abs. 2) Mittel zur wieder­
holbaren Wiedergabe für Gesicht oder Gehör. 
Der Anspruch richtet sich an denjenigen, der un­
bespielte Bild- oder Schallträger, die für solche 
Vervielfältigungen geeignet sind - der Entwurf 
bezeichnet sie als Trä.germaterial - im Inland 
erstmals gewerbsmäßig entgeltlich in Verkehr 
bringt; die private Einfuhr und die unentgeltliche 
Abgabe sowie der Zwischen- und Detailhandel 
bleiben daher außer Betracht. Zahlungspflichtig 
ist daher der inländische Importeur oder Erzeu­
ger. Eine wichtige Einschränkung liegt aber darin, 
daß das Trägermaterial für Vervidfältigungen 
zum eigenen Gebrauch geeignet sein muß. Unter 
Eignung ist nicht nur die technische Möglichkeit, 
sondern auch die wirtschaftliche Zweckmäßigkeit 
zu verstehen; daraus folgt, daß unter diese Rege­
lung derzeit nur magnetisierbares Trägermaterial 
fällt, also bei Amateurfilmen mit Magnettonspur 
nur der Wert dieser Tonspur. Bild- oder Schall­
träger, die nicht für Vervielfältigungen zum eige­
nen Gebrauch geeignet sind, wie Bandkassetten 
für Diktiergeräte, oder benützt werden, wie sol­
che, die der Importeur oder Erzeuger im Inland 
unmittelbar bestimmten Großv,erbrauChern, etwa 
der Schallplattenindustrie, Tonstudios oder dem 
österreichischen Rundfunk verkauft hat, erfaßt 
die vorgeschlagene Regelung nicht. Anderes wäre 
unbillig, weil das geltende Urheberrecht die Ver­
vielfältigung zu einem anderen als den eigenen 
Gebrauch ohnedies erfaßt. 

Zum Schein bespieltes Material fällt unter die 
Regelung, sofern es für überspielungen zum eige­
nen Gebrauch "bestimmt" ist. Der Anspruch der 
Urheber geht auf angemessene Vergütung; die­
ser '- obzwar unbestimmte - Gesetzesbegriff 
folgt dem diesbezüglich bewährten Beispiel des 
§ 53 Abs. 5 dUrhG. Der zweite Halbsatz des 
ersten Satzes sagt schließlich, daß zur' Darlegung 
aller im ersten Satz angeführten Voraussetzun­
gen Glaubhaftmachung genügt. 

Der Anspruch auf angemessene Vergütung nach 
den vorgeschlagenen Abs. 5 bis 8 des § 42 UrhG 

ist rechtsdogmatisch ein mit einer gesetzlichen 
Lizenz belastetes Verwertungsrecht (Vervielfälti­
gungsrecht) des Urhebers; daraus folgt, daß die 
Filmhersteller im Rahmen der Legalz·ession der 
Verwertungsrechte nach dem § 38 Abs. 1 UrhG 
daran beteiligt werden. 

Abs. 6 sagt, daß alle diese Ansprüche nur ge­
meinsam von einer einzigen Verwertungsgesell­
schaft geltend gemacht werden können. Damit 
ist sichergestellt, daß sich der Zahiungspflichtige 
nur an eine einzige Verwertungsgesellschaft wen­
den muß. 

Ein solches Monopol ist aus zwei Gründen ge­
rechtfertigt: Es erspart den Anspruchsberechtig­
ten Verwaltungskosten, weil nur ein einziger Ein­
hebungsapparat aufgebaut werden muß; es er­
leichtert aber auch den Zahlungspflichtigen die 
Lage, weil sie nur init einer einzigen Stelle zu 
verhandeln brauchen. Gegen diese Regelul).g be­
stehen daher auch unter dem Gesichtspunkt des 
Art. 7 B-VG keine Bedenken. 

Der Abs. 7 regelt in Verbindung mit dem neuen 
§ 87 a die Rechnungslegungspflicht des Zahlungs­
pflichtigen gegenüber der Verwertungsgesellschaft 
und die Fälligkeit der Leistung; die Fristen hie­
für sind der Frist des § 21 Abs. 1 Umsatzsteuer­
gesetz 1972 angeglichen. 

Der Abs. 8 regelt den Fall, daß jemand Träger­
material zu einem Preis erwirbt, der die ange­
messene Vergütung einschließt, das Trägermaterial 
jedoch nicht für eine Vervielfältigung zum eige­
nen Gebrauch benutzt. Gedacht ist dabei zB an 
einen Gastwirt, der im Detailhandel Tonbänder 
kauft, um sie für eine öffentliche Wiedergabe zu 
verwenden. Es ist anzunehmen, daß die Ver­
wertungsgesellschaft die Höhe der angemessenen 
Vergütung in Gesamtverträgen konkretisierten 
und dabei vorsehen wird, daß in solchen Fällen die 
im Preis des Trägermaterials enthaltene angemes­
sene Vergütung von dem Betrag abzuziehen ist, 
den sie für die Vervielfältigung zum Zweck der 
öffentlichen Wiedergabe einhebt. 

Zu 9 bis 13: 

Nach § 49 UrhG dürfen kleine Teile von 
öffentlich vorgetragenen oder aufgeführten Wer­
ken der Literatur zu Filmberichten über Tages­
ereignisse auf Bild- und Schallträgern festgehal­
ten werden; diese dürfen vervielfältigt, verbrei­
tet und im Rahmen solcher Filmberichte zu öffent­
lichen Vorträgen oder Aufführungen und zu 
Rundfunksendungen benützt werden. Auch dür­
fen kleine Teile von öffentlich vorgetragenen 
oder aufgeführten Werken der Literatur im Rah­
men von Funkberichten über Tagesereignisse 
durch Rundfunk gesendet werden. Nach § 52 
Abs. 2 UrhG gilt diese Bestimmung für Werke 
der Tonkunst entsprechend. 

Die im § 49 UrhG verwendeten Begriffe Funk­
und Filmbericht sind nicht ausdrücklich festgelegt. 
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Der Oberste Gerichtshof hat Funkberichte über 
Tagesereignisse den Filmberichten über solche Er­
eignisse vollkommen gl~ichgestelIt und die Mei­
nung vertreten, auch bei Funkberichten umfasse 
die freie Werknutzung nicht nur Live-Sendun­
gen, sondern auch Sendungen mit Hilfe einer 
vorhergegangenen Aufzeichnung auf Bild- oder 
Scliallträgern (Entscheidung vom 31. Jänner 1970 
OBI. 1970, 132). 

Diese Sachlage, wie sie sich unter Bedachtnahme 
auf die zitierte Entscheidung des Obersten Ge­
richtshofs darstellt, ist in mehrfacher Hinsicht un­
befriedigend: 

1. Die freie Werknutzung bezieht sich nur 
auf Werke der Literatur und der Tonkunst, nicht 
auch auf Werke der bildenden Künste und der 
Filmkunst, obwohl auch solche bei der Bericht­
erstattung über Tagesereignisse öffentlich wahr­
nehmbar werden können, wie etwa ein Gemälde 
bei der Führung eines ausläridischen Staatsober­
hauptes anläßlich eines Staatsbesuchs durch eine 
Ausstellung oder ein Standfoto aus einem Film­
werk bei der Preisverteilung eines Filmfestivals. 

2. Es ist unbefriedigend, daß nur kleine Teile 
eines Werkes unter die freie Werknutzung fallen, 
nicht auch ganze Werke, insbesondere solche ge­
ringen Umfangs. So sollte es auch zulässig sein, 
bei der Begrüßung eines ausländischen Staats­
oberhauptes in einer ländlichen Gegend ein kurzes 
Gedicht wiederzugeben, das bei der überreichung 
eines Blumenstraußes durch ein Kind aufgesagt 
wird. 

3. Schließt man diese Lücken, so ist es im Inter­
esse der Urheber in übereinstimmung mit dem 
Art. 10bis Abs. 2 der Pariser Fassung der Berner 
übereinkunft zum Schutze von Werken der Lite­
ratur und Kunst notwendig, die freie Werk­
nutzung auf den durch den Zweck gerechtfertig­
ten Umfang zu beschränken. Er liegt in der In­
formation über Tagesereignisse. 

Das Bundesministerium für Justiz hat ur­
sprünglich beabsichtigt, eine Erweiterung der 
geltenden Regelung auf "kleine Teile eines Wer­
kes und Werke geringen Umfangs" vozuschlagen. 
Im Zug der Verhandlungen, die das Bundesmini­
sterium für Justiz bei der Ausarbeitung dieses 
Entwurfes mit den am Urheberl'echt besonders 
interessierten Stellen und Organisationen ge­
führt hat, ist dagegen einerseits eingewendet 
worden, der Begriff "Werke geringen Umfangs" 
sei im Bereich der bildenden Künste unbrauchbar, 
andererseits darauf verwiesen worden, für manche 
Urheber - etwa Lyriker - seien gerade Werke 
geringen Umfanges besonders bedeutsam; ihnen 
sei daher eine solche Regelung nicht zumutbar, 
vielmehr müsse zum Ausgleich ein Anspruch auf 
angemessene Vergütung vorgesehen werden. Dem 
erstgenannten Einwand kommt Berechtigung zu. 
Es wird deshalb nicht mehr auf "kleine Teile 

von Werken und Werke· geringen Umfangs" ab­
gestellt, sondern die freie Werknutzung durch 
den Informationszweck begrenzt. Bei Begrenzung 
der fre~en Werknutzung durch den Informations­
zweck ist auch die Benützung ganzer Werke zu-. 
mutba~. Steht bei der Gestaltung der Sendung 
ini Vordergrund nicht die Information über ein 
Tagesereignis, sondern der Werkgenuß, dann 
greift die neu geschaffene freie Werknutzung 
nicht ein. 

Der Begriff des Tagesereignisses wird - nach 
wie vor - nicht bestimmt. Es ist darunter ein 
Ereignis zu verstehen, das wegen seiner Aktuali­
tät Interesse findet; darunter fallen auch kultu­
relle Ereignisse. Allerdings wird bei der Bericht­
erstattung über kulturelle Ereignisse nicht aus 
dem Auge verlol1en werden dürfen, daß man nicht 
mehr von einem Informationszweck sprechen 
kann, wenn die Berichterstattung einen Quer­
schnitt durch das Werk gibt, der den Genuß des 
Originalwerkes im wesentlichen ersetzt. Aber 
auch die vollständige Aufnahme eines einzigen 
längeren selbständigen TeiLes - Ouvertüre, Arie, 
Duett, Monolog, Ensemble, Finale - wird un­
zulässig sein. Das Wesen eines Tagesereignisses 
behält ein Vorgang so lange, als die Berichterstat­
tung darüber objektiv noch als Gegenwartsbe­
richterstattung empfunden wird. Es muß also 
über eine Ausstellung nicht anläßlich der Eröff­
nung berichtet werden; dies kann auch während 
der Laufzeit der Ausstellung geschehen. Aller­
dings wird man anläßlich einer derzeit statt­
findenden Sportveranstaltung nicht etwa - um 
ein Extrem zu nennen - die Eröffnung der 
Olympischen Spiele 1936 mit der damals dar­
gebotenen Fanfarenmusik einblenden dürfen. 

Berichterstattung über ein Tagesereignis muß 
immer die wirklichkeitsgetreue Schilderung einer 
tatsächlichen Begebenheit sein. Daher deckt diese 
freie Werknutzung nicht auch die Aufnahme einer 
BerichtersMttung über Tagesereignisse in einem 
Spielfilm. 

Weiter werden die Zitate des § 52 UrhG an 
dessen neue Fassung angepaßt. 

Zp 14,42,43 und 45: 

Die bisherigen Gegenseitigkeitserklärungen 
stoßen im internationalen Verkehr auf Schwie­
rigkeiten, weil die beteiligten Staaten - so auch 
Osterreich - ihre Gegenseitigkeitserklärung da­
von abhängig machen,. daß der andere Staat be­
reits Gegenseitigkeit übt. So werden innerstaat­
liche Erklärungen infolge der "Vorleistungspflicht" 
des anderen Teiles praktisch unmöglich. Staats­
verträge. auf Gesetzesstufe sind jedoch für diese 
Regelungsfälle wegen überlastung der gesetz­
gebenden Körperschaften nicht wünschenswert. 

Dieser Zustand soll dadurch beseitigt werden, 
daß die Möglichkeit zur Schließung von Staats­
verträgen auf Verordnungsstufe eingeräumt wird. 
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Die Neufassung bietet dazu die materielle Grund-I überdies wil'd der Ahs. 1 des § 58 UrhG 
lage. Der vorgeschlagene Gesetzestext spricht von I sprachlich verbessert. 
den "zuständigen B.~~ördcn". Aus der Entschlie- Die Änderu~g der Eingangsworte des § 96 
ßu~g d~s Bu~despr~sl~e:lt.en BGBL Nr. .~9/19.21 UrhG ist ebenfalls inhaltlich keine Neuregelung. 
ergibt Sich die Zulasslgkelt von Ressortuberem- Im Ausland erschienerue Werk,e" sind ehenfalls 
komme~ auf V~rordnun~sstufe. Aus der Verbin- ::nicht im Inland erschienene .. , Werk,e". Inso­
dung. dles.er beld.:n .Re~tsquellen folgt. d~raus weit liegt im Text ,ein Redak!tionsv,ersehen vor, 
derzeit die Zustandlgkelt des Bundesmmlsters d 'f d' U h b ht' t 11 1953 
für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundes- aGs lau le r '~ckerrhec Ds?ese znodve

k
: ' 

.. f" A ". A 1 h . D ch B B. Nr. 106, zu ru ge t. leses Re a tlOnsver-
minister ur uswartlge nge egen elten. ur h d h . d W' b .. d ß 
d

· f . k ., . se en wur c nunme r In er else erclnlgt, a 
le Neu assung ann nunmehr Gegenseltlgkelt § 96 U hG __ .r 'VT·k ·b t-,llt d' . h ch 

d ch
· . d r· aw ·w,er ,e a s· lli , ,l,e nlc t s on 

ur emen 1m Bun esgesetzblatt kundgemachten ch.1· §§ 94 d 95 Ur'hG ch"tz" d 
Notenwechsel hergestellt werden. na UJen 01 Jer '. ~es u t sm . 

In den Erläuternden Bemerkungen zur ur­
sprünglichen (Genfer) Fassung des W,dturheber­
rechtsahkommens, BGBl. Nr. 108/1957, (53 der 
Beilagen rzu den stenographischen Protokollen 
des Nationalrates, VIII GP, S. 25 f.) wird zu 
Art. IV fo,lgendes ausgeführt (Abkürzungen im 
Text den heutigen Gepfl.ogenheiten angepaßt und 
Hervorhebung vorgenommen): 

Die Kundmachungsermächtigung des Bundes­
ministers für Justiz wird beibehalten, weil an­
dernfalls nach§ 2 des BG über das Bundes­
gesetzblatt die Gegenseitigkeit im Bundesgesetz­
blatt dort nicht kundgemacht werden könnte, wo 
ein Ressortübereinkommen nicht erforderlich ist, 
weil der andere Staat zur "Vorleistung" bereit 
war und die Kundmachung in österreich nur 
deklarativ ist. Die Neufassung der Kundmachungs­
ermächtigung soll nunmehr auch bereits die Fest­
stellung der Gegenseitigkeit durch den Bundes­
minister für Justiz ermöglichen, sobald sich ein 
ausländischer Staat zur F,eststellung der Gegen­
seitigkeit für den Fall bereit erklärt, daß Öster­
reich eine entsprechende Kundmachung im Bun­
desgesetzblatt vornimmt; deshalb soll die Erklä­
rung des ausländischen Staates an keine bestimmte 
Form gebunden werden. 

Die Verordnungs- und Kundmachungsermäch­
tigung des Bundesministers für Justiz setzt nicht 
voraus, aaß der ausländische Staat 'Schutz auf 
Grund des Urheberrechts oder eines verwandten 
Schutzrechts gewährt; es genügt; wenn der aus­
ländische Staat anderen Schutz zB auf Grund 
der Vorschriften über den unlauteren Wett­
bewerb oder des Strafrechts, gewährt. Nicht 
vorausgesetzt wird ferner gleiche Schutzhöhe; 
denn ein dem österreichischen Schutz völlig 
gleichwertiger Schutz besteht wohl in keinem 
ausländischen Staat. 

Die Ig.eltend:e Fas,sung der in ~ede stehenden 
Bestimmungen verweist' auf "Staatsverträge". 
Dieser Verweisung kommt ,erihelbliche Bedeutung 
zu, weil die wichtigst,en für österreich v,erbind­
lichen Staatsverträge auf dem Gebiete des Ur­
heherroechtes ge.r;tel'ell in die i'rinerstaatliche 
Rechtsordnung transformiert worden sind. Der 
Schutz !bei Vorlieg.en ,i,nternationaler SachV1erhalte 
nach diesen StaatsV1erträgen kann und soll auch 
weiterhin nicht ausgeschlossen werden. Die Un­
beschadetkhusel wurde daher inden §96 Ahs. 1, 
§ 97 Abs. 2 und § 99 Abs. 3 aufrechterhalten 
und in ,den § 58 A:bs. 1 neu ,eingefügt. Sie be­
Zrieht sich nach der Systematik nur auf gesetzes­
ändernde und gesecZreser,gänzende Staatsverträge, 
di'e generell in die österreichische Rechtsordnung 
transformiert wiOrdensind. 

"Während ,di,e RBDeine vom Tode des Uthe­
bersoder des letztliebenden Miturheibers zu be­
l'echnende 50jährige Schutzfrist vo,rsieht,einigte 
man sich bei Abfassung der WUA auf eine 
25jährige Mindestschutzfrist; Länder, welche Wer­
ken der Phrotograpihie und ,der angewandten 
Kunst Schutzgewähl'en, sind für dvese Werke zur 
Anerkennung einer ze'hnjähr~gen Mindestschutz­
frist verpflichtet. Die Schutzfrist soll inder R,egd 
mit dem Tode des Urhebers heginnen,doch 
könhen: Länder, dere~ R,echtsor.dnung !heim In­
krafttreten ,cl,es WUA den Lauf der Schutzfrist 
v'on einem anderen El'e]~nis an ber,echnet (Erslt­
erscheinen, Registri,erung vordem Ersterscheinen), 
diese Ber,echnüngsart be]behalten. Hat ein Ver­
tragsland ,eine längere a1s 25jährige Schutzfrist 
vorges,ehen, so ist . ,es verpflichtet, im Rahmen 
der inländischen Schutzfrist jene Werke, deren 
Urheber Angeh:ör~ge eines V'ertragslandes sind 
oder dieerstma~s in ,einem V,ertra,gsland er­
schienen ,stnd, solange zu schützen, als sie in 
di.esem Vertragsland Schutz genieße11l, nicht :lJber 
darüiber Ihinaus. Es ist di.es ,der einZrige Fall, in 
welchem das WUA den Grundsatz der ~ollen 
Inländerhehandlurug durch den Grundsatz der 
inhaltlichen Gegenseitigke1t durchlbricht. Um von 
dieser Ermächtigung, Schutzfristen abzukürzen, 
Gebrauch machen zu können, bedarf es eines 
innerstaatlichen Durchführungsg·esetzes." 

Im Sinne ,dieser AuHas.sung ist seinerz,eit an­
läßlich der Ratifikation des WUA in seiner ur­
sprünglichen Fassung das' Bundesgesetz vom 
7. Novemlber 195'6, BGBl. Nr. 109/1957, zur 
Durchführulligdes W.elturhelberl'echtsabkO/mmens 
erlassen worden. Hiedurch wird der Bundesmi­
nister für }uslJiz .ermächtigt, nach Maßga:be des 
Art. IV Z 4 Albs. 1 dieses Ahkommens die Schutz­
fr·jst für W:erkJe, die in Österreich ausscbEeßlich 
LnfoLge des W:elturheber~echtsabkommens ge­
Sdlützt sind, durch Verordnung ahzukürzen, "so-
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weit eine solche Nbkürzung zu.r Durchsetzung 
öster~,eichischer Interes~en in dem betr,effenden 
Staat erforderlich ist". Von dieser Ermächtigung 
ist Ibis heute nicht Gebrauch gemacht worden. 

Dileser Fragenkomplex ist seinerzeit nur in 
ganz wenig,en Ländern Geg,enstand nä.hel'er Er­
örterungen .gewiesen. Inzwischen ist die Unrich­
tigkeit dies'er dama!ls in iösterreich vertr'etenen 
Auffassung von Ulmer, der Vergleich der Schutz­
frist im Welturheberrechtsabkommen, Gewerb­
licher Rechtsschutz. und Urheber,recht, Auslands­
und Intemational,er Teil 196Q S. 257, überzeu­
g,end dar.gelegt worden: Seine textkritischen 
Untersuchungen zeigen, daß ,die V'erschi,edene~ 

in gloeicher Weise veI1bindlichen Texte sich bel 
dersdben Bestimmung zujm Teil des Vertrag,s­
st~les zum Teil des Gesetzesstilles hedienen und 
daß J'i'ese Stile innerhalibeiner Sprache ebenfalls 
wech~elm. Aus der sprachlichen Fassung kann 
daher kein 'eindeutiger Schluß ,gezogen werden. 
In der Sache handelt es sich um eine Grenze der 
Verpflichtung. Erfüllen die Staaten durch die 
Ratifikation dj,e Verpflichtung des völkerrecht­
lichen Vertrags, ISO .gesch,ieht dies im Zweifel nur 
in dem Umfang, ,in .dem die Verpflichtung be­
steht. Ein R'etorsionsrecht liegt Inicht vor. Es 
handelt sich vi.elmehr u:meinen ,in der Natur 
der Sache begründet,en Rechtsgedanken. Es ent­
behrt des inlneren Grundes, Werke zu ,schützen, 
die im Ursprungsland seLbst gemeinfrei sind. Das 
Werk ist im Ursprungsland beheimatet, dessen 
Gesetzgeber in erSter Linie sein Schicksal be­
stimmt. G~bt ,er die Wieder;gaJbe frei, so besteht 
kein Aniaß, sie ,inden anderen Vertragsstaaten 
noch von der Zustimmung des Urhebers ab­
hängig :zu machen. Ist beispielsweise ein Roman 
in den USA ,gemeinfrei .geworden, so kann er 
dort belieb~g verfilmt w1erden. In: Ländern mit 
längerer Schutzdauer könnte d<lgegen, falls man 
vom Vergleich der Schutzfris,ten absieht, nicht 
nur die Verfilmung 'Ulntersagt werden; ,es wür­
den vielmehr auch der Verleih und die Vor­
führung des amerikanischen Films an dem Wider­
spruch des Rechteinhalbers scheitern. Das sind 
Hindernis'se, zu der,en Errichtung kein Anlaß 
besteht. Dieser GedankJe ist ,entscheid,end, nicht 
der Gedanke ,einer Ver;geltungsmaßnahme, die 
zum Schutze der Interessen der Urheber des 
eigenen Landes g'etroffen wird. 

Auf der Grundlage dieser nunmehr als zu­
trefliend ,erkannten Auffassung 'besteht kein An­
laß, anlläßlich des Beitritts [Lur Pariser Fassung 
ein'e dem !;,enannten Bundesgesetz vergleichbar,e 
Rechtsvorsch~ift zu erlass,en. Es wird vielmehr 
eine Bestimmung ,vorg,eschlagen (§ 96 Abs. 2), 
wonach der Schutzfr,istver;gleich vorzunehmen ist. 

Zu 15 

Nach dem vo~geschlagenen § 17 Ahs. 2 UrhG 
steht es einer Rundfunksendung gleich, wlenn ein 

Werk von ein'er im In- oder ,im Ausland geIe-. 
(Tenen Stelle aus der Off,entlichkeit im Inland, 
~hnlich wi,e durch Rundfunk, a,ber mit Hilfe von 
Leitungen wahmehmbar gemacht w,ird. Nur die 
gleichzeitige, vo,lIständige und unlVeränderte 
ÜbeI1mittlung von Rundfunbendungen des 
österreichischen Rundfunks mit Hilfe von Lei­
tungenilm In,land gilt - nach dem neuen 
Abs. 3 zweiter Satz - tals Teil der ursprünglichen 
Rundfunksendung (~oweit nicht eine bloße Rund­
funkvermittlungsanlage vorli,egt). Das bedeutet, 
daß das Weiters enden ausländischer Rundfunk­
sendungen mit Hilfe von Leitungen,. wie es beiI? 
S10genannten KabeJDfennse'hen gesch.!eht, derzeIt 
als neue Rundfunksendung gilt, für die nachdem 
§ 17 Abs. 1 UrhG ein Ausschließungsr,echt des 
U Me!bers 0bzw. des Leistungsschutzberecht1!;'ten) 
besteht. 

Nach der herrschenden Auslegung des gelten­
den Rlechts müßt,e .der Betreiber einer solchen 
sügenlannten Kabelfernsehanlage, der ausländische 
Rundlfunksendungen w'eitersenden wiH, die Sen­
derechte einzeln erwerben. Das Weitersenden aus­
ländischer Rundfunksendungen ist für den Kon­
sumenten und damit u'nte~ kaufmännischen Ge­
sichtspunkten auch für den KalbelunteI1neh'mer 
nur sinnIVoll, wenn es vollständig vorgenommen 
werden kann. Der Kahelunternehmer henötigt 
also di'e urheberrechtliche Befugnis zum Weiter­
senden über Kaibel für das gesamte Programm, 
das Ü1ber einen Kanal ausgestrahlt wir,d. Die be­
st,ehenden ~erwertungsgesellschaJtenim techni­
schen Sinn sind zweifellos willens und in der 
Lage, das ihnen anv,ertraute Repertoire für dies,e 
Art der Benützung auch ohne direkten oder 
indirekten gesetzlichen Zwang zur Verfügung 
zu stellen; von threlm Standpunkt aus reicht 
daher eine vertragliche Lösung völlig aus. Damit 
ist es j:edoch nicht getan. Die Verwertungsge­
sellsch'aften ha'ben ZJwar infolge der <bestehenden 
Gegenseitigk,eitsverträge mit ausländischen Schwe­
sterorganisationen ,ein Repertoire, das an hundert 
Pr'ozent des Wekrepertoir.es heranrelicht, es jedoch 
nicht ganz erreicht. Schon hier bleubt lein k\'einer 
Rest, für ,den die "genannten Gesellschaften. eine 
Befugnis nicht eneiIen können. Darübe:- hmaus 
steht aber ein großer Teil von Rechtemhabern 
auß,erhalb der hesttehenden VIerwertungsgesell­
schaften, insbesondel1ederBereich ,der sogenann­
tengroßen Rechte, der 'bildenden Ku~st: der 
Filmhersteller und der ,Fotografien, soweIt Ihn'en 
ein Leistungsschutzrecht zusteht. W,enn sich auch 
für den Bereich der bildenden Kunst und der 
Fotograf'en inländische Organisationen geb~ldet 
haben die sich um die Wahrnehmung dieser 
Recht~ lbemühen, so 'erreicht dÜ'ch der Organi­
sationsgrad :bei weitem nicht das Ausmaß der 
klassischen v,erwertungsgesellscha:ften. Zi,eht man 
das Weltrepel1toire hins.ichtlichsolcher Rechte in 
Betracht, so w.ltid ,sich dies aller Voraussicht nach 
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auch ,in ,näch~ter Zeit nicht entsch;eidend ändern; 
denn dilese Rechteinhaiberh:liben in a,ooeren Län­
dern meistens kein Bedürfnis, sich zu o,nganisi,eren, 
sodaß jene Organisationen auch über Geg,ensei­
tigkeitsv,erträige mit ausländischen Schwesteror­
ganisationen in a:bsehbarer Zeit nicht 'ein Reper­
toir,eerreichen Wlerden, das an hunde!'t P,rozent 
heranfleicht. Da überdies ein Rundfunkprogramm 
kurzrfristig geändert werden kann und faillweise 
g,eändert wird, wird ,es selbst ,dem vorsorglichsten 
Betrdbereiner sulchen Anla~e nicht möglich sein, 
im vo!'hinein aUe Rechte zuefWlerben, die er für 
das Weiters enden ,eines ausländischen F.ernseh­
program1ms benötigt. Schließlich ist das indivi­
duelle Au,shandelndes Rechteerw,er:bs ,einem, vom 
Geschäftsumfang her gesehen, kleinen Kahelun­
ternehmer 'gar nicht zumutbar. SoU die dem 
technischen Fortschritt entsprechende Einführung 
des Kahelfernsehens nicht verhindert _werden, 
dann muß der Ge~etzgeber dafür Soor,gen, daß der 
Betreiber einer Kaibelfernsehanlage '1eicht zu d,en 
voniihm benötigten Rechten kommt. 

Zu erwähnen ist ,in dilesem Zusammenhan·g 
noch, daß auf Grund des § 20 Albs. 1 zweiter 
Sa,tz der ~ogenannten Rundfunkverordnung d~,e 
empfangenen S~gnale "nur zeitgleich sowie dem 
Inhalt nach vollständig und unv,erändert den 
Empfa:ngsanlagen zugeführt werden" dürfen. Das 
zeitweise AruSiblenden einzelner Progralmmteile -
aus welchJem Grund immer - häitte dalher die 
Einstellung des Weitersendens des gesamten Fern­
sehprogramms zur Folge. 

In d~esem Punkt handelt es sich um eine grund­
sätzliche med~enpolitische Entscheidung. Wenn 
man di.e Bevölkerung a'uch außeJ.1haLb des soge­
nannten direkten Empfangsbereiches mit auslä,n­
dischien Fernsehprogrammen über Kaibel versor­
gen will, so muß dies urheberr,echtlich möglich 
gemacht werden. 

Ober diese Interess,enlage hat~m Bundesmini­
sterium für Justiz am 11. Apr.i11980 unter dem 
persönlichen Vorsitz des Bundesministers eine 
Besprechung Is'tattgefunden" an der Vertr,eter der 
RechtleinohaJber, der Hetr,etber, des ORF und der 
Interessenvertretungen der Wirtschaft, der Arbeit­
geber und der Konsumenten teiLgenommen haben. 
Dabei hat sich ergeben, daß dieser Interessenlage 
nur durch ,die Ein1fiührung ,einer gesetzlichen Li­
zenz RJechnung 'getragen werden kann. 

Eine "vertra.glich'e Lösung" reicht keinesfalls 
aus, weil! FreisteUUingsansprüche nur für Geld­
leistungen, nicht a.ber g,egenÜlber Unterlassungs­
ansprüchen und Privatanklagen dienkibar sind. 
Aber auch ein hedin,gter Kontrahierungszwang, 
wie er .im § 26 VerwertungsgeseHschaftengesletz, 
BGBl. Nr. 112/1936, vorgesehen ,ist, r'eicht nicht 
aus, weil 'ein auf Erteilung der notwendigen 
Bewilligung ,g,erichtetes Verfahr'en unter Umstän­
den jahrelang dauern könnt'e. 

Durch den .Albs. 1 zweiter Satz der vorgeschla­
genen n,eulen B,estimmung wird bewirkt, daß den 
Rechtei,nhabern seihst keine aktiVle Klagslegiti­
mation mehr iZukommt. 

Die vorgeschhgene N eUf'egelung belastet nur 
das Senderecht des Unhebers mit 'einer gesetz­
lichen Lizenz. Auch .da,rausergibt sich, daß nur 
darunter zeitgleiches W,eitersend,en fallen kann, 
weil das Sender,echt nicht auch das Recht um­
schließt, das Werk zulm Zweck der Sendung auf 
Bild- oder Tontr~ger f,estz·u:halten (§ 33 AJbs. 1 
am Ende). 

Wie bereits 'zu Art. I Z 1 und 2 gesagt, ist 
zwischen Richtfunk und Rundfunk zu unter­
scheiden: Die Benützung e.iner R,ichtfurukst,roecke 
zu dem Zweck, eine Sendung der Offentlichkeit 
im Inland zuzuleiten', gih als Teil der Sendung 
selbst; sie ist also durch die SendebewiUigung 
gedeckt. Daraus folgt, daß di,e gesetzliche UZ!enz 
des § 59 a auch die Zubringung von Signalen 
durch eine Richtfunkstrecke durch den KabeJ­
unternehmer seLbst deckt. 

Die Zubringung der Rundfunksignale auslän­
discher Sender über weite Strecken besorgt die 
Generaldil1ektion der Post- und Telegraphenver­
waltung. Der Transporteur der Rundfunksignale 
verhält sich in solchen Fällen zum Betreiber der 
Kabelfernsehanlage genauso wie .der Druck,er zum 
Verleger ; er bedarf keiner gesonderten ur heber­
rechtlichen Befugnis; auch diese Tätigkeit ist da­
her durch die gesetzliche Lizenz des § 59 a ge­
deckt. 

Die vorgeschlagene Neuregelung sieht für die 
dem Urheber gebührende Vergütung weder einen 
gesetzlichen Tarif noch eine Ermächtigung einer 
Verwaltungsbehörde vor, einen solchen Tarif 
(dem Verordnungscharakter zukäme) zu erlassen. 
Die' Höhe der Vergütung wird vielmehr flexibel, 
nämlich durch das Wort "angemessen" det,er­
miniert. Um die Auslegung des unbestimmten 
Rechtsbegriffes "angemessen" zu erleichtern, ent­
hält der Abs. 2 des nwen § 59 a eine beispiels­
weise Aufzählung eines besonders bedeutsamen 
Umstandes. 

Im einzelnen ist dazu folgendes zu sagen: 

1. "Aufgabe des Urheberrechtes ist es, den 
Urhebern innerhalb der durch ihre schutzwürdi­
gen Interessen bestimmten Schranken die Ver­
wertung ihrer Werke vorzubehalten und Sle 

gegen deren Ausbeutung durch andere zu 
sichern" (EB zum Stammgesetz, Peter, Das 
österreichische Urheberrecht, 502). 

Wenn dem Schöpfer eines Werkes dessen indi­
viduelle Züge als das Seine zugeordnet werden 
sollen, muß ihm ihr wirtschaftlicher Wert ge­
sichert werden. Dieser besteht in der Eignung, 
fremde Bedürfnisse zu befriedigen, indem das 
Werk dem Geist eines anderen Anregung, Be-
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lehrung oder Unterhaltung bietet. Die rezeptive 
Aufnahme eines Werkes durch den Leser, Hörer 
oder Betrachter entzieht sich als rein geistiger 
Vorgang der rechtlichen Regelung. Schon des­
halb kann das Urheberr,echt nicht an den Werk­
genuß anknüpfen. Auch weil sich der Werkgenuß 
weitgehend mir im privaten Bereich abspielt, 
wäre es schwierig, jeweils den Endverbraucher 
zu erfassen. Die Werkvermittlung bietet ja nur 
die Möglichkeit des Werkgenusses: Wer etwa ein 
Buch kauft, kann es auch ungelesen zur Seite 
legen, ohne es jemals wieder zur Hand zu neh­
men. Das Urheberrecht räumt dem Urheber des­
halb keinen unmittelbaren Anspruch gegen den 
Benütz,er des Werkes ein, sondern knüpft an 
die Werkvermittlung (Vervielfältigung und Ver­
breitung, Sendung, öffentliche Wiedergabe) an. 
Die Werkvermittlung wird dem Urheber vor­
behalten. Gestattet er sie einem anderen, so wird 
dieser das in der Regel dafür bezahlte Entgelt 
auf ,den Endverbraucher umlegen, sodaß dieser 
dem Urheber für den Werkgenuß zahlt, aller­
dings nicht unmittelbar, sondern mittelbar. Die 
dem Urheber durch das Urheberrecht vorbehal­
tenen Verwertungsarten sind also nichts anderes 
als ein Stufensystem zur mittelbaren Erfassung 
des Endverbrauchers. Daraus folgt, daß im wirt­
schaftlichen Ergebnis stets für das Senden und 
nicht für den Empfang von Rundfunksendungen 
bezahlt wird. 

2. Geht man von der hier getroffenen medien­
politischen Grundsatzentscheidung aus, daß der 
hundertprozentige Rechtserwerb durch den 
Kabelunternehmer rechtlich sichergestellt werden 
soll, so muß bei der Bemessung der angemes!>enen 
Vergütimg in erster Linie auf die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Kabelunternehmers Be­
dacht genommen werden. Denn es liegt dann im 
wohlverstandenen Interesse der Inhaber von Aus­
schließungsr,echten, die Verbreitung des Kabel­
fernsehens nicht zu behindern, um durch ein 
Anwachsen der Zahl der angeschlossenen Haus­
halte eine Steigerung der Einkünfte zu erreichen. 
Dabei soll auch auf die Nachteile Rücksicht ge­
nommen werden, die Rechteinhabern durch das 
Weitersenden allenfalls entstehen. Darunter fällt 
zB die verminderte Verwertungsmöglichkeit 
eines Films in 'heimischen Lichtspieltheatern, 
wenn er von einer ausländischen Rundfunkan­
stalt a~sgestrahlt und im Inland durch den 
Kabelunternehmer weitergesendetist. 

'Für die wirtschaftliche Bedeutung ist auch 
wesentlich, ob der Kabelunternehmer die Emp­
fangsmöglichkeit überhaupt erst schafft oder -
weil sich die Anlage im sogenannten direkten 
Empfangsbereich des übernommenen Fernseh­
programms befindet - nur erleichtert, weiters 
der Umstand, ob es sich um deutsche oder fremd­
sprachige Sendungen handelt. Ebenso wird darauf 
Be,dacht zu nehmen sein, ob aus der Weiter-

sendung in österreich für den Berechtigten 
höhere Einkünfte (zB aus Werbesendungen) 
entstehen. Zu berücksichtigen ist ferner, daß 
einzelne Sendungen häufig von mehreren Rund­
funkanstalten zeit- und inhaltsgleich ausgestrahlt 
werden. W,enn auf Grund der vertraglichen Be­
ziehungen der ausländischen Rundfunkanstalten 
mit Berechtigten Letzteren auch ein Teil der von 
der ausländischen Rundfunkanstalt aus dem 
Titel zur Weitersendung in österreich verein­
nahmten Entgelt zufließt, wird auch dies bei der' 
Bemessung der angemessenen Vergütung berück­
sichtigt werden müssen. 

Die Verwertung von Werken und Leistungen 
durch Vervielfältigung ~nd Verbreitung der Ver- ' 
vielfältigungsstücke führt typischerweise un­
mittelbar zum Werkgenuß: Wer zB ein Buch 
kauft, erwirbt es typischerweise, um es zu lesen. 
Beim Senden hingegen wird nur die Möglichkeit 
zum Werkkonsum geschaffen. Dies kann bei der 
Entscheidung über den wirtschaftlichen Wert des 
Senderechtes nicht außer Betracht bleiben. Es ist 
eine gesicherte Erkenntnis, daß die Vermehrung, 
eines Programmangebotes nicht zu einem ver­
mehrten Fernsehkonsum führt. Es steht ferner 
auf Grund von Meinungsumfragen fest, daß in 
Österreich die heimischen Programme trotz 
großem Interesse an ausländischen Fernsehpro­
grammen bevorzugt werden. Schließlich steigt 
unter Berücksichtigung der durchschnittlichen 
Größe und Ausstattung der, österreichischen 
Haushalte mit Fernsehgeräten mit vermehrtem 
Programmangebot nicht im selben Ausmaß auch 
die tatsächliche Nutzungsmöglichkeit für die 
Konsumenten. Der am Kabelfernsehen ange­
schlossene Teilnehmer verfügt zwar übet eine 
größere Anzahl von Programmen, kann aber 
doch nur ein oder mit einem Zweitgerät höch­
stens ,ein weiteres Programm gleichzeitig emp­
fangen. Der mit steigender Anzahl von ange­
botenen Kanälen abnehmende Nutzen der ein­
zelnen Programme für den Letztverbraucher 
läßt aber auch ,den vom Kabelunternehmer für 
jeweils ein weiteres Programm zusätzlich erziel­
baren Preis abnehmen. Bei der Entgeltbemes­
sung kann daher keine Addition nach der An­
zahl der angebotJenen Programme vorgenommen 
werden; vielmehr muß den dargelegten Erwä­
gungen durch eine degressive Tarifgestaltung 
Rechnung getragen werden. 

4. Soweit ersichtlich, wird für das Weiter­
senden ausländischer Fernsehprogramme über 
Kabel derzeit innerhalb der Staaten des Europa­
rates nur in einem einzigen, nämlich in Belgien, 
tatsächlich bezahlt. In der Bundesrepublik 
Deutschland, in der Schweiz, in den Nieder­
landen und in Belgien sind Testprozesse an­
hängig, aber bisher nicht rechtskräftig beendet. 
In Belgien wird für die sogenannten kleinen 
Rechte und die von der zuständigen Verwer-
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tungsgesellschaft zum Teil wahrgenommenen gro­
ßen Rechte insgesamt der Betrag von zirka 
40 bfr pro Teilnehmer und Jahr bezahlt; auf 
Grund der bisherigen Gespräche mit anderen' 
Rechteinhabern rechnen die belgischen Kabel­
unternehmer damit, im Enderg,ebnis etwa 
100 bfr pro T,eilnehmer und Jahr zu zahlen. 
Bei dieser Sachlage und der großen künftigen 
wirtschaftlichen Bedeutung des Kabelfernsehens 
ist es notwendig, bei der Bemessung des Entgelts 
auch auf die Verhältnisse in dem Staat Rücksicht 
zu nehmen, in dem die ursprüngliche Rundfunk­
sendung ausgestrahlt wird. 

Zu 16 bis 18: 

. Der § 61 Abs. 4 UrhG ist eine formal~esetz­
liche Delegation. Dieser Bestimmung ist mit dem 
neuerlichen Wirksamwerden des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes (19. Dezember 1945) derogiert 
worden (VfSlg. 1871 und 3853). Die auf Grund 
dieser Ermächtigung erlassene Verordnung 
BGBL Nr. 171/1936 aus der Zeit des aufr,echten 
Bestandes dieser Ermächtigungsbestimmung ist 
deswegen nicht außer Kraft getreten, sondern 
gehört als selbständige Verordnung im Rang 
eines Bundesgesetzes weiterhin der österreichi­
schen Rechtsordnung an (VfSlg. 1837, 2977 ua.). 

Sie soll aus Gründen der Rechtsbereinigung 
in das Urheberrechtsgesetz selbst eingebaut 
werden. Dabei wurden folgende Anderungen 
vorgenommen: , 

1. Die Zuständigkeit zur Führung des Ur­
heberregisters ist durch das Bundesministerien­
gesetz 1973, BGBL Nr. 389, auf das Bundesmini­
sterium für Justiz übergegangen. 

2. Der Hinweis auf die Gebührenpflicht wurde 
gestrichen, weil sich diese aus den gebühren­
rechtlichen Vorschriften unmittelbar ergibt. 

3. Das Allgemeine Verwaltungsverfahrens­
gesetz 1950 ist gemäß Art. II Abs. 4 EGVG 1950 
auf das behördliche Verfahren aller Bundesmini­
sterien dort anzuwenden, wo sie als erste 
Instanz einschreiten. Die Anwendbarkeit des 
§ 13 A VG 1950 braudlt daher nicht besonders 
vorgeschrieben zu werden. 

4. Eine Sonderregelung der Verwaltungsabgabe 
ist nicht nötig; hiefür ist durch die TP 2, 3 und 5 
der Verwaltungsabgabenverordnung 1968 vorge­
sorgt. 

5. Die Bestimmung, daß das Bundesministe­
rium für Justiz zu prüfen hat, ob die Anmeldung 
den bestehenden Vorschriften entspricht, wurde 
nicht übernommen; denn dies ist selbstverständ­
lich. 

6. Die Bestimmung, daß eine Eintragung abzu­
lehnen ist, wenn sich aus der Anmeldung ergibt, 
daß sie kein Werk der Literatur, der Tonkunst 
oder der bildenden Künste betrifft, daß das 

Urheberrecht an dem angemeldeten Werk durch 
Ablauf der Schutzfrist schon erloschen ist oder 
daß dieses Werk aus anderen Gründen in Oster­
reich keinen urheberrechtlichen Schutz genießt, 
widerspricht dem Geist des Prüfungs verbotes 
nach dem geltenden § 61 Abs. 3 UrhG. Darüber 
hinaus empfiehlt ,es sich nicht, eine Zweigdeisig­
keit der Schutzfähigkeitsprüfung entstehen. zu 
lassen, die divergierende Entscheidungen des Ver­
waltungsgerichtshofs und des Obersten Gerichts­
hofs zur Folge haben könnte. Die betreffende' 
Bestimmung wurde daher nicht übernommen. 

7. Im übrigen wurden die Bestimmungen 
sprachlich verbessert . 

Zu 19 bis 21,23 bis 26, 29 und 31: 

Der ausübende Künstler und der Veranstalter 
haben das ausschließliche Recht, einen Vortrag 
~der eine Aufführung - sofern nicht eine freie 
Nutzung eingreift - auf einem Bild- oder 
Schallträger festzuhalten; dies gilt auch im Fall 
der Sendung des Vortrags oder der Aufführung 
durch Rundfunk Vorträge oder Aufführungen 
dürfen nur mit Zustimmung des ausübenden 
Künstlers und des Veranstalters durch Rund­
funk gesendet werden; ausgenommen sind Rund­
funksendungen mit Hilfe von Bild- oder Schall­
trägern, es sei denn, daß der Bild- oder Schall­
träger hiezu infölge eines ausdrücklichen g,esetz­
lichen Verbotes nicht benützt werden darf, etwa 
weil er ohne Zustimmung des ausübenden 
Künstlers oder des Veranstalters hergestellt oder 
verbreitet oder auf Grund der freieri Nutzung 
zum eigenen Gebrauch hergestellt worden ist. 
Schließlich dürfen Vorträge und Aufführungen, 
die live stattfinden, nur mit Einwilligung des 
ausübende~ Künstlers und des Veranstalters 
durch Lautsprecher oder durch eine andere tech­
nische Einrichtung außerhalb des Ortes - Thea­
ter, Saal, Platz, Garten -, an dem sie statt­
finden, öffentlich wiedergegeben werden. Gegen 
die öffentliche Wiedergabe eines mit Hilfe von 
Bild- oder Schallträgern bewirkten Vortrags oder 
einer solchen Aufführung außerhalb des Ortes, 
wo sie stattfindet, ist jedoch nur der Veranstalter 
geschützt, etwa gegen die übertragung' eines 
Schallplattenkonzertes aus dem Kurhaus in den 
Kurgarten. Bei einer öffentlichen Wiedergabe und 
einer Rundfunksendung, dite durch kein Ver­
botsrecht des ausübenden Künstlers behindert 
werden, hat dieser - nicht auch der Veranstal­
ter - einen Anspruch auf angemessene Vergü­
tung. 

, In den EB zum Stammgesetz (siehe Peter, Das 
Osterreichische Urheberrecht, 602) heißt es, dem 
Veranst~lter könne kein Verwertungsrecht an 
den Leistungen der "ausführenden" Künstler ge­
währt werden; das Gesetz müsse ihn aber dage- , 
gen schützen, daß andere ohne seine Erlaubms 
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die von ihm mit Mühe und Kosten veranstalteten 
Vorträge und Aufführungen ausbeuteten. Des­
halb hat das Stammgesetz für den Schutz des 
Veranstal ters keine Schutzfrist vorgesehen. Das 
Schrifttum (Peter aaO 170) meint, der Veran­
stalter habe- kein Verwertungs recht im techni­
sch,en Sinn, sondern ein gegen jeden Dritten 
wirkendes Schutzrecht eigener Art, das nicht wie 
die Verwertungsrechte zeitlich begrenzt sei. Die­
ser Auffassung ist entgegenzuhalten, daß das 
Urheber- und das Leistungsschutzrecht keinen 
zeitlich unbegrenzten Schutz kennt. Vielmehr 
spricht die Einbettung des Schutzes der Veran­
stalter in den Schutz der ausübenden Künstler 
dafür, daß auch jener Schutz in gleicher Weise 
wie der des ausübenden Künstlers begrenzt ist. 
Das dUrhG hat diese Schlußfolgerung ausdrück­
lich gezogen (siehe dessen § 82). Es empfiehlt 
sich, eine solche ausdrückliche Begrenzung auch 
in das östJerreichisch·e Recht einzufügen. 

Aus diesem Anlaß wurde der Rechtsstoff, so­
weit er sich auf den Schutz der Veranstalter be­
zieht, ohne inhaltliche Knderung systematisch 
besser geordnet. 

Von diesem oben dargelegten, verhältnis­
mäßig wenig übersichtlichen Schutz der ausüben­
den Künstler und Veranstalner gibt es unter 
anderem die Ausnahme einer freien Nutzung, 
die sich auf die Berichterstattung über Tages­
ereignisse. bezieht und mit den §§ 49, 52 
Abs. 2 UrhG geltender Fassung im Bereich des 
Urheberrechtsschutzes im engeren Sinn gleich­
läuft: Es ist zulässig, "kleine Teile" von öffent­
lichen Vorträgen oder Aufführungen ohne Ein­
willigung des ausübenden Künstlers und allen­
falls des Veranstalters zu Filmberichten über 
Tagesereignisse auf Bild- oder Schallträgern fest­
zuhalten und diese zu vervielfältigen und zu 
verbreiten; die ausübenden Künstler können in 
einem solchen Fall nicht verlangen, daß ihr Name 
auf den Bild- oder Scha:lIträgern angegeben werde 
(§ 69 Abs. 1 UrhG). Es ist ferner zulässig, "kleine 
Teile" von öffentlichen Vorträgen oder Auf­
führungen von Werken der Literatur oder Ton­
kunst im Rahmen von Funkberichten über 
Tagesereignis'se dunh Rundfunk zu senden 
(§ 70 Abs. 2 zweiter Satz UrhG). Auch diese 
Regelung trägt dem Informationsbedürfnis der 
Allgemeinheit nicht ausreichend Rechnung, weil 
sie' auf "kleine Teile" eines Vortrags oder einer 
Aufführung beschränkt ist und nicht auch ganze 
Vorträge und Aufführungen umfaßt, insbeson­
dere wenn sie kurz sind. Es wird deshalb eine 
mit dem § 42 a UrhG neuer Fassung gleichlau­
fende Regelung vorgeschlagen. 

Eine mit § 42 a UrhG gleichlaufende Bestim­
mung hat bisher im Ber,eich des Schutzes von 
Lichtbildern, Schallträgern und Rundfunksen­
dungen gefehlt. Sie wird eingefügt. 

Weiter wurde in den § 67 Abs. 2, § 74 Abs. 7, 
§ 76 Abs. 6 und § 76 a Abs. 5 UrhG die Ver­
weisung auf den vorgeschlagenen § 59 a UrhG 
ei~gefügt; die in den § 76 Abs. 6 UrhG einge­
fügte Verweisung auf den § 59 a UrhG kann -
wegen der Regelung des § 76 Abs. 3 UrhG - nur 
die Fälle des § 76 Abs. 2 UrhG erfassen. 

Zu 27: 

Die Bestimmung wurde an den § 42 
Abs. 6 UrhG vorgeschlagener Fassung insoweit 
angepaßt, als die individuelle Geltendmachung 
ausgeschlossen werden soll. Es ist dem Veranstal­
ter und dem Rundfunkunternehmer nicht zu­
mutbar, sich mit jedem einzdnen Berechtigten 
auseinanderzusetzen. Auch gegen diese Regelung 
bestehen daher unter dem Gesichtspunkt des 
Art. 7 B-VG keine Bedenken. 

Hinsichtlich R,echnun,gsllegungspflichtund Ver­
jährung wi,rd am die §§ 87 a und 90 verwi'esen. 

Zu 32: 

Der im § 79 UrhG verankerte Nachrichten­
schutz hat sich als ungenügend herausgestellt; es 
ist nämlich vorgekommen, daß unmittelbar n:ach 
der Verlautbarung von Nachrichten in einer vom 
Nachrichtlensammler dazu ermächtigten Zeitung 
oder Zeitschrift Nachrichten in ,einer a,nder,en 
Zeitung oder Zeitschrift wiedergegeben worden 
sind. Es empfiehlt sich, diesen Schutz nicht mit 
dem Zeitpunkt der Verlautbarung i:neiner vom 
Nachl'ichtensalmmler dazu 'ermächtigten Zeitung 
oder Zeitschrift, ,sondern erst zwölf Stunden da­
nach ,erlösch,en zu lassen. In diesem Zusammen­
hang sei da,rauf hingewiesen, daß seit der Er­
lassung ,des StamlmgesetlJes in mehreren Lä.ndern 
eine äihnlliche Besümmung eingeführt worden 
ist, und zwar in~besondere in der Türk'ei 24 Stun­
den K~arenzzeit (Art. 15 PresseG), in Italien 
16 Stunden Kar,entzzeit (Art. 101 UrhG), in 
Dänemark 12 Stunden Karenzzeit (§ 50 UrhG) 
und In Norwegen 12 Stunden Karenzzeiit 
(§ 44 UrhG). 

§ 79 UrhG schützt nicht ,die Nachr,ichten an 
sich, sondern nur den von einem .sog,enannten 
Nachrichtensammler verfaßten Pressebericht. 
Wenn daher 'eine Nachricht aus arrder,er Quelle 
stammt, etwa aus einer Zeitung, die s,ie selbst 
recherchiert hat, so kann sie ohne w,eiteres ver­
breitet w1erden, ohne daß dadurch § 79 UrhG 
verletzt wird. 

Rechtspolitisches Ziel der vOl1geschlagenen 
Neuregelung ist ,es lediglich, dem Nach'richten­
sammler die wirtschaftliche Grundl;\jge für seine 
aufwendig'e TätJigkeit zu erhalten; er soH dagegen 
geschützt werden, daß 'einzeln·e an seinen Lei­
stungen sch!marotzen, ohne zu den Kosten durch 
eine Abonnementgebühr beizutragen. Sie ist da­
her mit dem Recht der Freiheit zum Empfang 
V10n Nachrichten nach Art. 10 MRK vereinbar. 
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Die Regdung soll selbstv,erstäIl!dlich nur für 
solche Einrichtuiligen zur öffentlichen· VeI1b!"'eitung 
von Nachrichten glelten, denen es l'echtlich mög­
Lich ist, den Inhalt der von ihnen verbreiteten 
Nachrichten zu bestimmen. 

Die Einfügung des Wortes ",entgeltlichen" nach. 
den Worten "oder ander,en der" ist 'ledigllich eine 
Klarstellung; schon der historische Gesetzgeber 
des Stammges1etzes hat nämlich Unternehmen im 
Auge. gehabt, die "Bezugslg(ibühren" verlangen 
(vg!. die EB zum Stammgesetz bei Peter, Das 
Österreichisch,e Urheberrecht, 618). 

Zu 33 und 40: 

Die sogenannten Fälle des täglichen Lehens, für 
die das a1.1gemeine bürgerliche Ges,etzhuch die 
kurze, dl'eij~hrige Verjährungs,zeit vorsieht, sind 
unter B'edachtnaJ1jme auf die heutigen Lehens­
verhältnisse nicht mehr vol1stämiig ,erlaßt. Di,e 
Erwä,gungen für eine kurze Verjährungszeit, 
nämEch vor aillem der Umsta,nd, daß es nicht all­
gemein üblich ist, Be1eg,e längere Zeit aufzube­
wahren, trifft im Prinzip auch für den Anspruch 
des ausiÜibenden Künstlers und des Schallplatten­
hersteÜers auf ailigemessene V'ergütung für die 
Benützung zu HandelszWiecken hergestellt,er 
Schallträ,ger zu einer Rundfunksendung oder 
einer öff.entlichen Wiedergahe zu. Die normale 
Verjäihrungszeit ist also ~u lang. Wenn sich auch 
die Ansprüche z'Um Teil ,gegen Kaufleute rich­
ten, die ihre Handelsbücher si'eben ]ahI1e aufzu­
bewahren haben, so kann dennoch eine neue 
spezifische Verjährungszeit nicht empfohlen wer­
den. Es wird ,deshalJb v'org,eschlag,en, auch diese 
Verjährungszeit auf drei] aihr;eabzukürzen. 

Da sich § 90 UrhG, der auch heute sc40n eine 
dreijährige V,erjährungsfrist vorsieht, im Haupt­
stück "Rechtsvetletzungen" befindet, Ansprüche 
auf angemessene Vergütung jedoch für rechtmäßi­
ge Handlun,gen gebühren, wurde die überschrift 
des III. Hauptstücks in "Rechtsdurchsetzung" ge­
ände!"'t. 

Zu 34: 

In der gemeinsamen Stellungna:hmezahlreich1er 
Verbände und Vereinigungen vom 13. Septe:m­
ber 1976 zum Entwurf ·einer Patentge'Se!zn1o·veUe 
(GR 109/76 des BMHGI-Referats für den ge­
werblichen Rechtsschutz), .dem späteren Bundes­
gesetz BGB;!, Nr. 349/1977, wurde zum Vorschlag, 
den § 147 Abs. 1 Patentgesetz ülbereinstimmend 
mit § 81 Abs. 1 lerster Sa·tz UrhG zu If.assen, 
folglendes ausgeführt: 

"Nach dem Wortlaut .. , hätte d~e B,eweislast 
nicht nur im Falle einer vorbellJgenden Unter­
lassungsklage für die Beg,ehungsgefahr, sondern 
auch für di,e Wiederholungs gefahr, also dann, 
wenn da·s Patent hereits verletzt worden ist, ,der 
Kläger. Das letztere widerspräche der ständigen 
Praxis. Daher müßte der Oberste Gerichtshof die 

dem § 147 Abs. 1 des EntW'Urfs entsprechende 
Bestimmlmg des § 81 Abs. 1 Ul'hG (zweck­
mäßigerweis,e) <dahin korrigi,eren, daß dann, wenn 
eine Urheberr;echtsver1etzung :bereits stattgefun­
den hat, nicht ,die Wiederholungsg,efahr vom 
K;läger, sondern deren Wegfall vom ß,eklagt,en 
zu beweisen .ist. 

Nun wurde gerade ,in letzter Zeit das Er­
fordernis der Wiederholungsgefahr eingehend 
diskutiert und es nicht ausgeschlossen, daß die 
] udikatu,r zuim Gesetzeswordaut zurückkehpen 
könnre. Daher sollte schon im Gesetzest,ext klar­
gestellt werden, daß das Rechtsschutzinilleresse nur 
hei ,ein'er vopbeUigenden U nterlassungskla<ge vom 
Klä'ger zu beweisen ist, währen,d 'es in den weit 
häufigeren FäHen, in denen di,e Wiederholull1:g 
einer schon began&enen Rech·tsverletzung zu be­
sorgen ist, ,dem Beklagten 'Olbili.egt, den Wegfall 
des R,echts,schutzinteresses, der sogenannten W,ie­
derholungsge:fahr, zu beweisen ... " 

Diese Anr.egung ist im Gesetzgebungsverfahr1en 
auifgegl'iffen worden und im Wortlaut des neuen 
§ 147 Abs. 1 Patentgesetz herücksicht~gt worden. 
Er w,eicht daher vom § 81 Abs. 1 erster Satz 
UrhG ~b. Di,e "on der ,gemeinsamen Stellung­
n:Lhme ,besorgte Rückkehr zum Gesetz'cswort­
laut ,ist daher für den Ber,eich des Uihebemechts­
gesetzes nicht nur nicht aU$geschlossen worden, 
sondem größer geworden, da ja vom Schrifttum 
(Schuster-Bonnott, ]B!. 1974, 169) aus der un­
terschi.edlich·en Fassung der An.spruchsgrundlagen 
ü1ber die UntedassuIligsklage gdolgert wird, daß 
sie je nach ·dem Wortlaut der betreffend'en Ge­
setzesstcUe von versch~edenen VoraussetzUingen 
aibhän,ge. 

Es wird daher zur Unterbindung der in der 
gemeinsamen Stellungnahme nachdrücklich her­
vorgehobenen Gefahr einer sachwidrigen Beweis­
lastverteilung vorgeschlagen, den § 81 Abs. 1 
erster Satz UrhG dem neugefaßten § 147 Patent­
gesetz anzupassen. 

Zu 35: 

Die verfahrensrechtliche Harmonisierung mit 
vergleichbaren immaterialgüterrechtlichen und 
wettbewerbsrechtlichen Vorschriften - vgl. den 
Art. II und III und die Erläuterungen dazu -
legt auch eine übernahme der Regelung der ört­
lichen Zuständigkeit für derartige Streitigkeiten 
aus dem UWG nahe. Sowohl die stärkere Unter­
nehmersbezogenheit der Zuständigkeitsregelung 
als 'auch eine subsidiäre Zuständigkeitsregelung 
für den Fall, daß der beklagte Verletzer keinen 
allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat, scheinen 
durchaus geeignet, die Rechtsdurchsetzung billiger 
und schneller und damit effektiver zu gestalten. 

Zu 36: 

Obgleich auch der neue § 149 Abs. 1 erster 
Satz Patentgesetz einem urheberrechtlichen Vor-

385 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 21 von 36

www.parlament.gv.at



22 . 385 der Beilagen 

bild, dem § 85 UrhG, folgt, ist auf Grund von 
Einwendungen, die anläßlich der Arbeiten an der 
Patentgesetznovelle BGBL Nr. 349/1977 erhoben 
worden sind, eine vom § 85 Abs. 1 erster Satz 
UrhG abweichende Fassung, die sich durch höhere 
Bestimmtheit auszeichnet, vorgeschlagen und ver­
wirklicht worden. Da diese Einwendungen auf 
zivilverfahrensrechtlichen Gründen beruhen, die 
sich nicht aus den Besonderheiten des Patent­
rechts ergeben, ist es geboten, die urheberrecht­
liche Parallelbestimmung mit dem neuen § 149 
Abs. 1 Patentgesetz abzustimmen. 

Zu 37 und 38: 

Hier wird nur das Zitat des § 69 UrhG rich­
tiggestellt. 

Zu 39: 

Die Rechtsprechung hat einen Anspruch auf 
Rechnungslegung nur unter den Voraussetzungen 
des § 87 Abs. 4 UrhG, also bei sogenannter un­
echter Geschäftsführung, zugebilligt, nicht aber 
auch zur Vorbereitung der Gelte11,dmachung von 
Schadenersatz ansprüchen. Ferner bes~eht. ebenfalls 
keine Rechnungslegungspflicht, wenn jemand An­
spruch auf ein angemessenes Entgelt oder auf 
eine angemessene Vergütung hat. Dieser Mangel 
ist vielfach und zu recht beklagt worden. Es wird 
deshalb in übereinstimmung mit dem Patentge­
setz (§ 151) und dem Markenschutzgesetz (§ 56 
in Verbindung mit § 151 Patentgesetz) ein solcher 
Rechnungslegungsanspruch vorgesehen. 

Zu 41: 

Die Anderungen der Abs. 1 bis 4 des § 91 UrhG 
dienen der Anpassung an das Strafgesetzbuch un­
ter Heranziehung der Regeln des Strafrechtsan­
passungsgesetzes. Die Anderungen bringen keine 
inhaltliche Anderung mit sich. Das Wort "vor­
sätzlich" konnte entfallen, weil sich dies aus § 7 
Abs. 1 Strafgesetzbuch ergibt, der nach Art. I 
Strafrechtsanpassungsgesetz auch für Tatbestände 
gilt, die nach' dem Inkrafttreten des Strafgesetz­
buches neugefaßt worden sind. Die Geldstrafe 
ist dem Tagessatzsystem angepaßt, wobei eine 
Höchststrafe von 1 140000 S (360 Tagessätze zu 
je 3 000 S) verhängt werden kann. Die übrigen 
Anderungen sind sprachliche Anpassungen an das 
Strafgesetz buch. 

Nach dem Strafprozeßanpassungsgesetz ist seit 
dem 1. Jänner 1975 eine Verschiebung in der 
Zuständigkeit zur Verfolgung von nach dem 
§ 91 Ur hG strafbaren Handlungen vom Gerichts­
hof erster Instanz zum Bezirksgericht eingetre­
ten. Diese ist aber wegen der Sel~enheit und 
Schwierigkeit der Materie nicht wünschenswert. 
Daher bestimIl?-t Abs. 5, daß die Zuständigkeit 
zur Verfolgung dem Einzelrichter des Gerichts­
hofes erster Instanz obliegt. 

Beigefügt sei, daß die §!§ 92 und 93 UrhG aus. 
der Sicht der Strafrechtsanpassung keiner Ande­
rung bedürfen und daher unverändert beibehal­
ten werden können. 

Zu 44: 

Hiedurch wird die überschrift vor dem § 99 
UrhG der neuen Überschrift des § 99 a ange­
paßt und gekürzt. 

Zu 45: 

Durch Abs. 4 wird das Übereinkommen vom 
29. Oktober 1971. zum Schutz der Hersteller von 
Tonträgern gegen die unerlaubte Vervielfältigung 
ihrer Tonträger in das österreichische Recht 
speziell (durch Erlassung eines Gesetzes) trans­
formiert, daß ausländische Hersteller von Ton­
trägern, die einem Vertragsstaat des genannten 
Übereinkommens angehören, den im § 76 Abs. 1, 
2 und 4 bis 6 UrhG eingeräumten Schutz zur 
Gänze genießen. Im übrigen wird auf die Er­
läuterungen zu diesem Übereinkommen, das 
möglichst gleichzeitig mit diesem Bundesgesetz 
für Österreich in Kraft treten soll, hingewiesen. 

Auf die Ausführungen zu Z 14, 42, 43 und 
45 wird verwiesen. 

Zu 46: 

Die Neufassung transformiert das Überein­
kommen vom 21. Mai 1974 über die Verbreitung 
der durch Satelliten übertragenen programmtra­
genden Signale speziell (durch Erlassung eines 
Gesetzes) in das österreichische Recht. Die um­
schriebenen Rundfunksendungen genießen den 
im § 76 a UrhG eingeräumten Schutz zur Gänze, 
womit das österreichische Recht hinsichtlich des 
Schutzniveaus und hinsichtlich der Schutzfrist 
über das genannte Abkommen hinausgeht. 

Auf die Ausführungen zu Z 14, 42, 43 und 
45 wird verwiesen. 

Zu 47: 

Hiedurch wird ein Zitat richtig gestellt. 

Zu48: 

Durch diese Bestimmung wird die Vollzie­
hungsklausel dem Bundesministeriengesetz 1973, 
BGBL Nr. 389, angepaßt. 

Zum Artikel 11: 

Für die sachliche Zuständigkeit in Streitigkei­
ten nach dem Urheberrechtsgesetz gelten die all­
gemeinen Bestimmungen über die Wertzustän­
digkeit.Diese' Regelung berücksichtigt weder die 
Schwierigkeit noch die Seltenheit der Urheber­
rechtsprozesse. Es ist kaum zu erwarten, daß ein 
ländliches Bezirksgericht die Erfahrungen hat, die 
zu einer schnellen und dennoch rechtsrichtigen 
Erledigung von Urheberrechtsstreitigkeiten (be­
sonders von Anträgen auf Bewilligung einstwei-
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liger Verfügungen) nötig sind. Auch mag sich die 
anwaltlich nicht vertretene beklagte Partei über­
fordert sehen. 

Hieraus folgt, daß urheberrechtliche Streitig­
keiten tunlichst bei einem einzigen Gerichtstyp zu­
sammengefaßt werden sollten. Die Entscheidung, 
ob es mit der Zuweisung zur allgemeinen Gerichts­
barkeit sein Bewenden haben sollte oder ob die 
Kausalgerichtsbarkeit (Handelsgerichtsbarkeit) zu 
wählen ist, sollte unter ander,em davon bestimmt 
sein, daß nach der GeschäftsverteilLung ,des Ober­
sten Gerichtshofes seit langem Idas gesamte Ge­
biet des gewerbltichen Rechtsschutzes und des Ur­
heberrechues ,in einem einz]gen Senat zusa.mmen­
gefiaßt j,st. Daher wiI1d vorgeschl<l1gen, daß ,auch in 
der Eingan.gsinstanz eine gleichart1ge Zus,a.mmen­
fa,ssung vorgenommen wirld. Dies w.iI"d durch 
eine Anderung des § 51 Ahs. 2 Z 10 JN erreicht; 
bei dieser Gelegenheit soU die Doppelregelrung 
in § 51 .Albs. 2 Z 10 JN und § 22 UWG durch 
dess'en AufhebullJg. beseit~gt wenden. Dem denk­
bar·en Binwand, Urheberrechtlsstreitigkeiten seien 
nicht notwellidi'g lmufmännische Streitigkeiten, 
ist mit ,dem Hinweis damuf zu begf\gnen, daß 
das 'auch für die Wechselstreitigkeiten gilt, die 
seit Langem - unbeanstandet - rur Handels­
gel1ichtsbarkeit ,gehören. 

Der § 30 KSchG paßt das Verfahren über die 
Verbandsklage dem Verfahren nach dem UWG 
weitgehend ,an, vor allem durch eine Rezepti~n 
des § 22 UWG. Anlä&lich Ider übertragung des 
Inhaltes des§ 22 UWG in die Jurisdiktionsnorm 
muß daher hier auch ,die Zuständigkeitsregelung 
für Verbandsklagen übernommen werden. 

Zum Artikel III: 

der Zustänidigkeit wr Gerichnsbesetrung. Eine 
ähnliche Regelung hat das BMJ bereits in dem 
1ylitte 1979 zur Begutachnun.g versendeten Ent­
wurf einer Zivilverfahrens-Nove11e 1979 vorge­
schlagen gehabt. Nach dem El1gebnis dieses Be­
gutachtungsverfahrens, vor allem nach der Stel­
lungnahme der Gerichte, scheint die nun hier 
vorgeschlagene Modifizierung des seinerzeitigen 
Entwurfes am zweckmäßigsten: Für diejenLgen 
Angelegenhe,iten, für die die übereinstimmung 
des Sprruchkörpers, der über die ,einstweilige Ver­
fügung entscheidet, mit dem in der Sache selbst 
entscheidmden besonders wichtig ist, soll grund­
sätz1ich die Senatsbesetzung beibehalten wel'1den, 
aLlerdings - abweichend, vom § 50 EO - mit 
der Z'WSammensetzung, die auch für die Haupt­
sache vorges'ehen ist. In drin,genden FäHen - wie 
bisher -. und in anderen Angcl'1genheiten, bei 
denen es sich meist ,doch nicht um eine Vorweg­
nahme, sondern nur um eine Sicherung des 
Prozeßergebnisses handelt, soll - wie auch sonst 
nach der Exekutionsordnung - der Einzelrichter 
entscheiden. 

Zum Artikel IV: 

Auf ,die Ausführungen zu den Artikeln II 
und III wird verwiesen. 

Zum Artikel V: 

Dieser Artikel regelt den übergang auf die 
neue RechtSila,ge, insbesondere auch die über­
tragung des hisher geführten Urheberregisters 
und die sinngemäße Geltung des Verwertungs­
gesellschaftengesetzes. 

Im einzelnen sei folgendes gesagt: 

1. Die vorgesch!1agene Anfügung an den Zu Abs. 5: 
§ 387 EO übernimmt den Rechtsgedanken, der 
dem § 162 Abs. ,1 Patentgesetz zugI"lillde liegt, 
mit den Modifikationen, daß wegen der gende 
bei den hier in Rede stehenden Angelegenheiten 
bestehenden übereinstimmung der ill1 Siche­
runlgsverfahren \lnd im Hauptv'erfahren zu be­
urteilenden Fragen über beide Verfahren mög­
lichst dieselben Richter entschei!den ,sollen. 

Die ZUlStändigkeit zur Entscheidung über 
einstweilige Verfügungen soll daher dem -
potentiellen - Prozeßgericht auch dann zu­
stehen, wenn der Prozeß noch nicht anhängig 
ist. 

Wegen des engen Zusammenhangs und ,aus den 
zum Art. II angeführten Gründen solJ, diese 
Rtjgelung a.u.ch für Streitigkeiten nach ,dem UWG 
und für Vetbandsklagen nach dem KSchG über­
nommen wer,den. 

2. Die Anderung des § 388 EO ist eine 
ebenfalls bereits im Patentgesetz vorgezeich­
nete - Weiterführungdieses Gedankens von 

Die Rundtunkunternehmer, deren Fernseh­
programme übernommen weI1den, haben ein 
ganzes Bündel von urheberrechtlichen Rechten 
im weiteren Sinn in der Hand. Welche Rechte 
im ein~elnen in Betracht kommen, hängt ent­
sd1eidellid IdJaV'on ,ab, ob ,der Rundfunkunter­
nehmer seinen Sitz in einem Vertra,gsstaat des 
Internationa:len Abkommens vom 26. Okto­
ber 1961 über den Schutz Ider a,usübenden 
Künst1er, ,der Hersteller von 'tonträ.gern und der 
Sendeunternehmen, BGBI. N r. 413/1973, hat oder 
nicht. Derzeit stoßen ,die Programme der Rund­
funkanstalten der Bundesrep'll!hlik Deutschland 
in österreich auf besonderes Interesse. Die Bun­
desrepublik Deutschland ist ein Vertragsstaat des 
genannten Abkommens. Für ihre Rundfunkan­
stalten gilt deshalb folgendes: Sie haben einmal 
ihr eigenes Leistungsschutzrecht ,an der Sendung, 
weil sie gemäß Art. 2 Abs. 1 1it. c den Schutz 
beanspruchen können, den österreim auf Grund 
seiner nationalen Gesetzgebung Sendeunterneh­
men mit Sitz in österreich für die Funksendun-

385 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 23 von 36

www.parlament.gv.at



385 der Beilagen 

gen am Sinne des genannten Abkommens, die 
von in österreich gdegenen Sender:n ausgestrahlt 
werden, gewährt, also gemäß § 17 
Albs, 2 UrhG - auch für das Weiterleiten mit 
Hilfe von Leitungen. Sie haben ferner Urhebe~­
rechte im ,engeren Sinn, insbesondere (ol1iginäre) 
Rechte ,aIs Fi1mhersteller ,und Rechte an Film­
werken, ,die sie bei sogenannten Auftragspro­
duktionen vom Filmhersteller erworben haben. 
Sie haben lSchLießlich Werknutzungsrechte an 
Werken, die ihre Arbeinnehmer in Erfüllung 
ihrer Arbeinspf1icht geschaffen haben. Dasselbe 
gilt entsprechend für Darbietungen ausübender 
Künstler. In z,weiter Linie ist derzeit in öster­
reich das ,deutschsprachige schweizerische Fern­
sehprogramm von Interesse. Bei diesem liegen 
die Dinge rechtliclf. insofern ,anders, als die 
Schweiz hisher nicht Vertragsstaat des genannten 
A:bkommens gewor.den ist. Es besteht daher beim 
Leistungsschutzrecht des Rundfunkunternehmers 

keine Geg,enseiügkeit. Alle &ns.prü.che auf Grund 
dieser unld altlfäJHger weiterer eigener Rechte 
soLl die VerwertungSigesellschaft wahrnehmen, die 
für leisbUngsschutzrechtliche Ansprüche der' 
Rundfunkunternehmer zuständig ilSt. 

Zu Abs. 8: 

Die im Sinne einer besonderen Ausformung der 
allgemeinen Lehre vom Weghll der Geschäfts­
grundlage formulierte Künd1gungsmö,glichkeit 
bewirkt, wenn von ihr Gebrauch gemacht wird, 
die Auflösung des Igesamten Vertrages, einschließ­
lich allfäll~ger Besümmungen über die Recht,s­
wahl, über ,die Zluständigkeit bestimmter staat­
-licher Gerichte oder eines SchiedSigerichtes. 

Zum Artikel VI: 

Dieser regelt ,das InkrafttretCill und die VoIl­
ziehung. 

Gegenüberstellung 

Änderungen des Urheberrechtsgesetzes 

Geltende F,assun'g: 

§17.(1) ..... 

(2) Einer Rundfunksendung steht es auch 
. gleich, wenn ein Werk von einer im In- oder 

Ausland gelegenen Stelle ,aus der öffentlichkeit 
im InLand, ähnlich 'Wie durch Rundfunk, aber 
mit Hilfe von Leitungen wahrnehmbar gemacht 
wir,d. Die Übermittlung von Rundfunksendun­
g,en durch eine Rundfunkvermittlungsanlage gilt 
nichta:!.s neue RJUndfunksendung. 

§ 24. ,Der Urheber kann anderen gestatten, 
da:s Werk auf einzelne oder alle [lach den §§ 14 
bis 18 dem Urheber vorbehaltenen Verwertungs­
arten zu benutzen (Werknutzungsbewlimgung). 
Auch kann er einem anderen dasausls,chließl,iche 
Recht ,dazu einräumen (Werknutzungsrecht). 

E n t w u r f: 

§ 17. (1) ..... 

(2) Einer Rundfunksendung steht es gleich, 
wenn ein Werk von einer im In- oder im Aus­
land gelegenen Stelle aus der öffentlichkeit im 
Inland, ähnlich wie durch Rundfunk, aber mit 
Hilfe von Leitungen wahrnehmbar gemacht 
wird. 

,(3) Die Übermittlung von Rundfunksendun­
gen durch eine Rundfunkvermittlungsanlage gilt 
nicht als neue Rundfunksendung. Im übrigen 
gilt die gleichzeitige, vollständige und unverän­
derte Übermittlung von Rundfunksendungen des 
Österreichischen Rundfunks mit Hilfe von Lei­
tungen im Inland als Teil de~ ursprünglichen 
RundfunkSendung. 

§ 24. (1) Der Urheber kann anderen gestatten, 
das Werk auf einzelne oder alle nach den §§ 14 
bis 18 dem Urheber vorbehaltenen Verwertungs­
arten zu benutzen (Werknutzungsbewilligung). 
Auch kann er einem anderen das ausschließliche 
Recht dazu einräumen (We~knutzungsrecht). 

(2) Eine Werknutzungsbewilligung, die vor 
Einräumung oder Übertragung eines Werknut­
zungsrechts erteilt worden ist, bleibt gegenüber 
dem Werknutzungsberechtigten wirksam, wenn 
mit dem Inhaber der Werknutzungsbewilligung 
nichts anderes vereinbart ist. 
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Geltende Fassung: 

§26 ...... (§ 24 Satz 2) .... . 

§38.(1) .... . 
(2) ..... 

Entwurf: 

§ 26 ...... (§ 24 Abs. 1 Satz 2) .... . 

§ 38. (1) .... . 
(2) . . . .. . 
(3) Bis zum Beweis des Gegenteils gilt als 

Filmhersneller, wer als solcher auf den Verviel­
fältigungsstücken eines Filmwerkes in der übli­
chen Weise durch Angabe seines wahren Na­
mens, seiner Firma oder eines von ihm bekann­
termaßen gebrauchten Decknamens oder Unter­
nehmenskennzeichens bezeichnet wird. Dasselbe 
gilt von dem, der bei einer öffentlichen Auf­
führung oder bei einer Rundfunksendung des 
Filmwerkes auf die angegebene Art als Film­
hersteller bezeichnet wird, sofern nicht die im 
vorigen Satz aufgestellte Vermutung dafür spricht, 
daß Filmhersteller ein anderer ist. 

§ 42. (1) Jedermann Idarf von einem Werke § 42. (1) Jedermann darf von einem Werk ein-
der Literatur, der Tonkunst oder der bildenden' zelne Vervielfältigungsstücke zum eigenen Ge-· 
Künste einzelne Vervie1fäkigungs1stiicke zum eige- brauch herstellen. 
nen GebraJuch herstellen. 

(2) ..... 

(3) Auf Beste:Hung dürfen 'einzelne Vervielfäl­
tigungsstücke auch zum eigenen Gebrauch eines 
anderen hergestellt weI'den. Doch darf eine solche 
Vervie1fälnigung eines Werkes der biLdenden Kün­
ste nur unentgeltlich vorgenommen werden. Die 
ent,geItliche Vervlielfä'ltigung eines Werkes der 
Literatur oder Tonkunst zum eigenen Gebrauch 
des Bestellers ist auf andere Art 'als mit HaJlId­
schrift oder ,auf der SchrerbmaschilIle nur zu­
lässig, wenn sie bloß kleine Teile eines Werkes 
oder ein nicht erschienenes oder vergriffenes Werk 
betrifl)t. 

(4) ..... 

(2) ..... 

(3) Auf Bestellung dürfen einzelne Verviel­
fältigungsstücke auch zum eigenen Gebrauch eines 
anderen herg>estellt werden. Eine solche Verviel­
fältigung eines Werkes der bildenden Künste 
oder der Filmkunst darf jedoch nur unentgelt­
lich vorgenommen werden. Die entgeltliche Ver­
vielfältigung eines Werkes der Literatur oder 
Tonkunst zum eigenen Gebrauch des Bestellers 
ist auf andere Art als mit Handschrift oder auf 
der Schreibmaschine nur zulässig, wenn sie bloß 
kleine. Teile eines Werkes oder ein nicht erschie­
nenes oder vergriffenes Werk betrifft. 

(4) ..... 

(5) Ist von einem Werk, das durch Rundfunk 
gesendet oder auf einem zu Haridelszwecken her­
Igestellten Bild- oder Schallträger festgehalten 
worden ist, seiner Art nach zu erwarten, daß es 
durch Festhalten auf einem Bild- oderSchallträ­
ger zum eigenen Gebrauch vervielfältigt wird, 
so hat der Urheber, wenn unbespielte Bild- oder 
Schallträger, die für solche Vervielfältigungen 
geeignet sind, oder andere Bild- oder Schallträ­
ger, die hiefür bestimmt sind, (Trägermaterial) 
im Inland gewerbsmäßig entgeltlich in den Ver­
kehr kommen, Anspruch auf eine angemessen~ 
Vergütung, es sei denn, daß es nicht im Inland 
oder nicht für solche VervieIfältigungen zum 
eigenen Gebrauch benutzt wird; Glaubhaftma­
chung genügt. Die Vergütung hat derjenige zu 
leisten, der das Trägermaterial im Inland erstmals 
gewerbsmäßig entgeltlich in den Verkehr bringt. 

(6) Alle Ansprüche nach dem Abs. 5 und in 
Verbindung damit aus § 69 Abs. 2, § 74 Abs. 7, 
§ 76 Abs. 4 und § 76 a Abs. 3, können nur ge­
meinsam von einer einzigen Verwertungsgesell­
schaft geltend gemacht werden. 
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Gel te n d e Fa s s u n g: 

§ 49. Kleine Teile von öffentlich vor,getnagenen 
oder <l!ufgeführten Werken der Literatur dürfen 
zu Filmberichten über Tagesereignisse auf Bild­
oder Schallträgern festgehalten werden. Diese 
dürfen vervielfäLtigt, verbreitet und !im Rahmen 
sokher Filmberichte zu öffentlich,en Vorträgen 
oder Aufführungen und zu Rundfunksendungen 
benutzt werden. Auch ,dürfen kleine Teile von 
öff,entlich vorgetragenen oder aufgeführten Wer­
ken der Litenatur ,im Rahmen von Funkbellichten 
über Tagesereignisse durch Rundfunk gesendet 
wenden. 

§ 52. (1) ..... 

(2) § 49 gilt entsprechend für Werke der Ton­
kunst. 

§ 57. (1) ..... 

(2) ... " § 52 Abs. 1 Z 1 ..... § 52 Abs. 1 
Z 2 oder 3 ..... 

§ 58. (1) Hat der Berechtigte einem andel'en 
gestattet, ein Werk der Tonkunst auf Schall­
träge~n zu vervielfältigen und zu verbreit,en, 
so kann, sobaLd das Werk ,erschienen ,ist, jeder 
Her,steUer von s.challträgern, der seinen Wohn­
sitz od~r seine Hauptniederlassung im' Inl'and 
oder in einem Staate hat, in dem di'e Gegenseitig­
keit verbürgt ist, verlangen, daß ihm der, dessen 
Bewilligung zu einer solchen Werknutzung erfor­
derlich ist, ,diese gegen ein ,angemes.senes Entgelt 
erteile. Die Werknutzungsbewilligung gilt nur 

E n twu r f: 

(7) Wer Trägermaterial im Inland als erster' 
gewerbsmäßig entgeltlich in Verkehr bringt, hat 
der Verwertungsgesellschaft über alle derartigen 
Veräußerungsg,eschäftedes vergangenen Kalender­
halbjahres binnen eines Monats und zehn Tagen 
Rechnung zu legen und die Vergütung nach den 
Abs. 5 und 6 zu zahlen. 

(8) Wer Trägermaterial zu einem Preis gekauft 
hat, der die angemessene Vergütung einschließt, 
es jedoch für eine Vervielfältigung zum nicht­
privaten Gebrauch benutzt, kann von der Ver­
wertungsgesellschaft die Zurückzahlung der an­
gemessenen Vergütung fordern; Glaubhaft-
machung genügt. ' 

Berichterstattung über Tag e s-
ereIgnisse 

§ 42 a. Zur Film- oder Funkberichterstattung 
über Tagesereignisse dürfen Werke, die bei Vor­
gängen, über die berichtet wird, öffentlich wahr­
nehmbar werden, in einem durch den Infor­
mationszweck gerechtfertigten Umfang verviel­
fältigt, verbreitet, durch Rundfunk g,esendei und 
zu öffentlichen Vorträgen und Aufführungen be­
nutzt werden. 

§ 49. wird aufgehoben. 

§ 52 •..... 

(2) wird aufgehoben. 

§ 57. (1) ..... 

(2) ..... § 52 Z 1 ..... § 52 Z 2 oder 3 .•... 

§ 58. (1) Hat der Berechtigte einem anderen ge­
stattet, ein Werk der Tonkunst auf Schallträ­
gern zu vervielfältigen und zu verbreiten, so 
kann, sobald das Werk erschienen ist, jeder Her­
steller von Schallträgern vom Berechtigten ver­
langen, daß auch ihm die gleiche Werknutzung 
gegen 'angemessenes Entgelt bewilligt wird; dies 
gilt, wenn der Hersteller seinen Wohnsitz oder 
seine Hauptniederlassung im Ausland hat, unbe­
schadet von Staatsverträgen nur unter der Vor­
aussetzung der Gegenseitigkeit. Die Werknut-
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Gelt end e Fa s s u n g: 

für die Vervielfältigung und Verbrei~ung des 
Werkes auf Schalltdgern im Inland und für die 
Ausfuhr nach Staaten, in den,en rder Urheber 
keinen Schutz gegen die Vervielfältigung und 
Verbreitung des Werkes auf Schall trägern genießt. 
Die Staaten, in denen Gegenseitigkeit verbürgt 
ist, werden durch Veroridnung bezeichnet. 

§ 59 ..... . 

§61.(1) ..... 

(2) Innerhalb der im Abs. 1 ihezeiciJ.neten 
Frist kann der wahre Name des Urhebers (§ 10 
Abs. 1) von ihm selbst oder von den Personen, 
auf die das Urheberrecht nach seinem Tode über­
gegangen ist, zu dem vom (Bundesministerium 
für Unterricht) geführten öffentlichen Urheber­
register a~gemeldet werden. Eine solche Anmer­
kung bewirkt, daß die Schutzfrist nach § 60 zu 
bemessen ,ist. 

(3) Die Eintragung wird ohne Prüfung der 
Berechügung des Anme1ders und der Richtigkeit 
der angemddeten Tatsachen vOI"genommen; sie 
wird auf Kosten des Anmelders öffentlich be­
kann tgem ach t. 

(4) Die näheren Vorschpiften über, die Füh­
rung ,des Urheberregisters, über die Bekannt­
machung der Eintragungen und über d.ie für 
jede einzelne Eintragung zu entrichtende Gebühr 
werden durch Verordnung erlassen. 

En twurf: 

wngsbewilligung gilt nur für die Vervielfältigung 
und Verbreitung des Werkes auf Schall trägern 
im Inland und für die Ausfuhr nach Staaten, in 
denen der Urheber keinen Schutz gegen die Ver­
vielfältigung und, Verbreitung des Werkes auf 
Schallträgern genießt. Gegenseitigkeit ist anzu­
nehmen, wenn sie in einer Kundmachung des 
Bundesministers für Justiz im Hinblick auf die 
in dem betreffenden Staat bestehende Rechtslage 
festgestellt worden ist. Darüber hinaus können 
die zuständigen Behörden die Gegenseitigkeit 
mit einem anderen Staat vertraglich' vereinbaren, 
wenn dies zur \Vahrung der Interessen österrei­
chischer Hersteller von Schall trägern geboten er­
scheint. 

§ 59 ..... . 

§ 59 a. (1) Ausländische Rundfunksendungen 
von Werken dürfen zur gleichzeitigen, voIlstän­
~igen und unveränderten Weitersendung mit 
Hilfe von Leitungen benutzt werden; jedoch ge­
bührt dem 'Urheber h~efür eine angemessene Ver­
gütung. Solche Ansprüche können nur von Ver­
wertungs gesellschaften geltend gemacht werden. 

(2) Bei der Bemessung der Vergütung ist ins­
besondere 'auf den Betrag Bedacht zu nehmen, 
den Urheber für eine vergleichbare Verwertung 
in dem Staat erhalten, in dem die ursprüngliche 
Rundfunksendung ausge~trahlt wird. 

§ 61 •..... 

(2) wird aufgehoben. 

(3) wird aufgehoben. 

(4) wird aufgehoben. 

Ur heb e r r e gis t er' 

§ 61 a. Innerhalb der im § 61 bezeichneten 
Frist kann der wahre Name des Urhebers (§ 10 
Abs. 1) von ihm selbst oder von den Personen, 
auf die das Urheberrecht nach seinem Tod über-
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Geltende Fassung: 

§ 66 ...... 

(5) Vorträge und Aufführungen, die auf An­
ordnung eines Veransllaltersstalltfinden, dürfen, 
soweit das Gesetz keine Arusnahme zuläßt, vor­
behaltlich ,des Ahs. 1 nur mit Einwill~gung des 
Veranstalters auf Bild- oder Schallträgern fest­
geha:lten oder durch Runldfunk (§ 17) gesendet 
w,el'den. Dieser Bestimmung zuwi,der hergestellte 
Bild- oder Scha:llträger ,dürfen weder vervnelfäl­
ti~t nodt vel1breitet werden. 

§ 67. (1) Die Verwertungsrechte der im § 66 
Albs. 1 bezeichneten Personen erlöschen, wenn 
seit dem Ablauf des Kalenderjahrs, in dem der 
Vortrag oder die Aufführung stattgefunden hat, 
fünfzig Jahre verstrichen sind. 

(2) Die§§ 11, 12, 13, 15 Abs. 1, ,§ 16 Abs. 1 
und 3, §§ 23, 24, 25 Abs. 1, 2, 3 und 5,§§ 26, 
27, 28 Ahs. 1, §§ 29, 31,32 und 33 A:bs. 2 gelten 
entsprechend; jedoch tritt an die Stelle der im 
§ 31 Abs. 2 genannten Frist von 5 Jahren eine 
solche von einem Jahr. 

Entwurf: 

gegangen ist, zu dem vom Bundesminister für 
Justiz geführten Urheberregister angemeldet 
werden. Eine solche Anmeldung bewirkt, daß' 
die Schutzfrist nach § 60 zu bemessen ist. 

§ 61 b. (1) Die Anmeldung bedarf der Schrift­
form. Jede Anmeldung hat Art und Titel des 
Werkes, oder seine andere Bezeichnung, Zeit, Ort 
und Art der Veröffentlichung, die bisher ver­
wendeten Urheberbezeichnungen, Vor- und Fa­
miliennamen des ,Urhebers (§ 10 Abs. 1) und 
Vor- und Familiennamen, Beschäftigung und 
Wohnort des Anmelders zu enthalten. Eine An­
meldu~g kann auch mehrere Werke, die demsel­
ben Urheber zugeschrieben werden, umfassen. 

(2) Die Eintragung ist vom Bundesminister für 
Justiz ohne Prüfung der Befugnis des Anmelders 
Zum Einschreiten und der Richtigkeit der ange­
meldeten Tatsachen vorzunehmen; sie hat jeden­
falls die im Abs. 1 vorgeschriebenen Angaben zu 
enthalten. Gibt eine Anmeldung auch den Tag 
und den Ort der Geburt des Urhebers oder sei­
nes Ablebens oder seine Staatsangehörigkeit an, 
so sind auch diese Angaben einzutragen. 

§ 61 c. (1) Die Eintragung ist auf Kosten des 
Anmelders im ,Amtsblatt zur Wiener Zeitung' 
öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Jedermann kann in das Urheberregister 
Einsicht nehmen und die Ausfertigung amtlich 
beglaubigter Auszüge sowie die Ausstellung von 
Zeugnissen darüber verlangen, daß ein bestimm­
tes Werk im Urheberregister nicht eingetragen 
ist. 

§ 66 •..... 

(5) Vorträge und Aufführungen, die auf An­
ordnung ,eines Veranstalters stattfinden, dürfen, 
soweit das Gesetz keine Ausnahme zuläßt, vor­
behaltlich des Abs. 1 nur mit Einwilligung des 
Veranstalters auf Bild- oder Schallträgern fest­
gehalten werden. Entgegen dieser Bestimmung 
hergestellte Bild- oder Schallträger dürfen weder 
vervielfältigt noch verbreitet werden. 

§ 67. (1) Die Verwertungsrechte der im § 66 
Abs. 1 und 5 bezeichneten Personen erlöschen, 
wenn seit dem Ablauf des Kalenderjahrs, in dem 
der Vortrag oder die Aufführung stattgefunden 
hat, fünfzig Jahre verstrichen sind. 

(2) Die §§ 11, 12, 13, 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 
und 3, §,§ 23, 24, 25 Abs. 1, 2, 3 und 5, §§ 26, 
27, 28 Abs. 1,§§ 29, 31, 32, 33 Abs. 2 und 
§ 59 a gelten entsprechend; an die Stelle der im 
§ 31 Abs. 2 genannten Frist von fünf Jahren 
tritt jedoch eine solche von einem Jahr. 
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Gel t end e Fa s s u n 'g: 

§ 69. (1) Es 1st zul~ssig, kleine Tdle von 
öffentlichen Vorträgen oder Aufführungen ohne 
Einwilligung der im ,,§ 66 Ahs. 1 und 5" be­
zeichneten Personen zu Filmberichten über Ta­
gesereignisseauf Bild- und SchafHträgern festzu­
halten und ,dies,e zu verv.ielfältigen rund zu ver­
bre~ten. Die [nach ,,§ 66 Abs. 1" Verwertrungs­
berechtigten können ti~ einem IsoIchen Falle nicht 
verlangen, [daß ihr Name ·auf den Bild- und 
Schall trägern angegeben weI1de. 

(2) ..... 

(3) Zum eigenen Gebnauch darf jedermann 
durch Rundfunk ,gesendete Vorträge oder Auf­
führungen sowie die mit Hilfe eines B~1d- oder 
Schallträger:s !bewirkte Wiedenga:be eines Vor­
trages oder einer Aufführung auf ,einem BirLd­
oder Schallträger festha:lten und von diesem ein­
zelne Vervielfältigungsstücke henstellen. Solche 
Bi,ld- oder Sch.illlträ:ger ,dül'fen weder verbreitet 
noch zu einer Rundfunksendung oder öffentlichen 
Wiederg,abe des V ortr:J;g,eg oder der Aufführung 
verwendet wel'den. 

(4) ..... 

§ 70. (1) ..... 

(2) Der nach AJbs. lerfordedtichen Einwilligrung 
bedarfes nicht, wenn ,di,e Rundfunksendung mit 
Hilfe von BiLd- oder SchaHträgern vongenommen 
wil1d, es sei denn, daß ,diese nach ,,§ 66 Ahs .. 7" 
oder § 69 Abs. 3 ZJU einer RundfunkJSendung nicht 
benutzt werden dürf.en. Auch ist es zuläss~g, 
k1~ne Tdle von öffentlich·en Vorträgen oder 
Aufführungen von Werken der Literatur oder 
Tonkunst im Rahmen von· Funkberichten über 
Tagesere\gnisse durch RJUnJdfunk z,u senden. 

§ 72 ...... 

(3) ... .. 

(4) .... . 

(5) .... . 

E n t wu r f: 

§ 69. (1) wird aufgehoben. 

(1) ..... 

(2) Zum eigenen Gebrauch darf j,edermann 
durch Rundfunk gesendete Vorträge oder Auf­
führungen sowie die mit Hilfe eines Bild- oder 
Schallträgers bewirkte Wiedergabe eines Vor­
trages oder einer Aufführung auf einem Bild­
oder Schallträger festhalten und von diesem 
einzelne Vervielfäl tigungsstücke herstellen. Solche 
Bild- oder Schall träger dürfen weder verbreitet 
noch zu einer Rundfunksendung oder öffent­
lichen Wiedergabe des Vortrages oder der Auf­
führung verwendet werden. Der § 42 Abs. 5 
bis 8 gilt entsprechend. 

(3) ..... 

§ 70. (1) .... 

(2) Die nach Abs. 1 erforderliche Einwilligung 
ist für eine Rundfunksendung mit Hilf.e von 
Bild- oder Schallträgern nicht erforderlich, es sei 
denn, daß diese nach§ 66 Abs. 7 oder § 69 
Abs. 2 zu einer Rundfunksendung nicht benutzt 
werden dürfen. 

§ 72 ..... 

(3) Zur Film- oder Funkberichterstattung 
über Tagesereignisse dürfen Vorträge und Auf­
führungen, die hei Vorgängen, über die berichtet 
wird, öffentlich wahrnehmba,r werden, in einem 
durch den Informationszweck gerechtfertigten 
Umfang auf Bild- und Schallträgern festgehalten, 
durch Rundfunk gesendet und öffentlich wieder­
gegeben werden; solche Bild- oder Schallträger 
dürfen in diesem Umfang vervidfäldgt und ver­
breitet werden. Ob und inwieweit in einem sol­
chen Fall die nach § 66 Abs. 1 Verwertungs­
berechtigten verlangen können, daß ihr Name 
auf dem Bild- oder Schallträger angegeben wird, 
ist nach den im redlichen Verkehr geltenden 
Gewohnheiten und Gebräuchen zu beurteilen. 

(4) .... . 

(5) .... . 

(6) ... .. 

385 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 29 von 36

www.parlament.gv.at



30 385 der Beilagen 

Geltende Fassung: 

§ 74 ..... . 

(7) Die Vorschriften ,der§§ 5, 7, 8, 9, 11, 12, 
13, 14 Abs. 2, § 15 Albs. 1, §§ 16, 17, 18 Abs. 3, 
§ 23 Abs. 2 und 4, §§ 24, 25 Abs. 2 bis 6, §§ 26, 
27 Abs. 1, 3, 4 und 5, § 31 Abs. 1, § 32 Abs. 1, 
§ 33 Abs. 2, §§ 36, 37, 41, 54 Z 3 und 4 und des 
§ 56 sowie die für Werke der bildenden Künste 
geltenden Vorschriften des § 42 Albs. 1 his 3 
sind auf Lichtbilder entsprechend anzuwenden. 

§ 76 ..... . 

(3) Wird ein zu Handelszwecken hergesteHter 
Schall träger zu einer RU11ldfunksendung (§ 17) 
oder öffentlichen Wiedergahe benutzt, so hat der 
Benutzer ;dem Hersteller (Abs. 1), vorbehaltlich 
des § 66 Abs. 7 und des vorstehenden Ahs. 2, eine 
amigemessene Vergütung ,z,uentrichten. Den im 
§ 6,6 Abs. 1 bezei.chneten Personen steht ,an den 
Hersteller ein Anspruch auf einen Anteil an dieser 
Vergütung zu. Dieser Anteil beträgt mangeLs 
Einigung der Berechtigten die Hälfte der dem 
Hersteller nach Abzug der Einhebungskosten 
veI1bleibenden Vergütung. 

(4) Zum ,eigenen Gebrauch darf jedermann eine 
mit HiHeeines Schal!tdigers bewirkte W,ieder­
gabe auf einem Schalltdiger .festhalten und von 
diesem einzelne Vervielfältigungs,stücke hernteUen. 
Solche Schallträger dürfen weder verbreitet noch 
zu ,einer RundfunksendUi!1Jg oder öffendi.ch,en 
W.iedel"gabe benutzt wel'den: 

(5) ...... 

(6) Die §§ 5, 7, 8, 9, 11, 12, 13, 14 Ahs. 2, 
§ 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 und 3, § 23 Abs. 2 
und 4, §§ 24, 25 Abs. 2, 3 und 5, §§ 26, 27 Abs. 1, 
3, 4 und 5, § 31 Abs. 1,§ 32 Ahs. 1, § 33 Abs. 2, 
§§ 41, 56,72 Abs. 3 und § 74 Abs. 2 bis 5 gelten 
entsprechend. 

§ 76 a ..... . 

(3) Zum ,eigenen Gebrauch darf jedermann 
eine Rundfunksendung auf einem Bild- oder 
Schallträger festhalten und von diesem einzelne 
Vervielfältigungsstücke herSiteUen. Solche Bild­
oder SchaMträger dürfen weder verbreitet noch 
zu einer Rundfunksend'lllng oder zu einer öffent­
lichen Wiedergabe benutzt werden. 

(4) "," . 

E n tw u r f: 

§ 74 ...... 

(7) Die §,§ 5, 7, 8, 9, 11, 12, 13, 14 Abs. 2, 
§ 15 Abs. 1, §§ 16, 17, 18 Abs.3, § 23 Abs. 2 
und 4, §§ 24, 25 Abs. 2 bis 6, §§ 26, 27 Abs. 1, 
3, 4 und 5, § 31 Abs. 1, § 32 Abs. 1, § 33 
Abs. 2, §§ 36, 37,41, 42 a, 54 Z 3 und 4, §§ 56 
und 59 a sowie die für Werke der bildenden 
Künste geltenden Bestimmungen des § 42 Abs. 1 
bis 3 und 5 bis 8 gelten für Lichtbilder entspre­
chend. 

§ 76 ..... . 

(3) Wird ein zu Handelszwecken hergest~llter 
Schallträger zu einer Rundfunksendung (§ 17) 
oder öffentlichen Wiedergabe benutzt, so hat der 
Benutzer dem Hersteller (Abs., 1), vorbehaltlich 
des § 66 Abs. 7 und des vorstehenden Abs. 2, 
eine angemessene Vergütung zu entrichten. Die 
im § 66 Abs. 1 bezeichneten Personen haben 
gegen den Hersteller einen Anspruch. auf einen 
Anteil an dieser Vergütung. Dieser Anteil beträgt 
mangels Einigung der Berechtigten die Hälfte 
der dem Hersteller nach Abzug der Einhebungs­
kosten verbleibenden Vergütung. Die Ansprüche 
des Herstellers und der im § 66 Abs. 1 bezeich­
neten Personen können nur von einer einzigen 
Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. 

(4) Zum eigenen Gebrauch darf jedermann eine 
mit Hilfe eines Schall trägers bewirkte Wiedergabe 
auf einem Schallträger festhalten und von diesem 
einzelne Vervielfältigungsstücke herstellen. Solche 
Schall träger dürfen weder verbreitet noch zu 
einer Rundfunksendung oder öffentlichen Wie­
dergabe benutzt werden. Der § 42 Abs. 5 bis 8 
gilt entsprechend. 

(5) ..... 

(6) Die §§ 5, 7, 8, 9,.11, 12, 13, 14 Abs. 2, 
§ 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 und 3, § 23 Abs. 2 
und 4, §§ 24, 25 Abs. 2, 3 und 5, §§ 26, 27 
Abs. 1, 3, 4 und 5, § 31 Abs. 1, § 32 Abs. 1, 
§ 33 Abs. 2, §§ 41, 42 a, 56, 72 Abs. 4 und 
§ 74 Abs. 2 bis 5 gelten entsprechend; im Fall 
der Abs. 2 und 4 gilt ferner § 59 a entspre­
chend. 

§ 76 a ..... . 

(3) Zum eigenen Gebrauch darf jedermann eine 
Rundfunksendurig auf einem Bild- oder Schall­
träger festhalten und von diesem einzelne Ver­
vielfältigungsstücke herstellen. Solche Bild- oder 
Scl-jallträger dürfen weder verbreitet noch zu 
einer Rundfunksendung oder zu einer öffent­
lichen Wiedergabe benutzt werden. Der § 42 
Abs. 5 bis 8 gilt entsprechend. 

(4) ..... 

(5) Die §§ 5, 7, 8, 9, 11, 12, 13, 14 Abs. 2, (5) Die §§ ~, 7, 8, 9, 11, 12, 13, 14 Abs. 2, 
§ 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 und 3, § 18 Abs. 2, § 23 § 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 und 3, § 18 Abs. 2, 
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Gel t e nd e F ass u n g: 

Abs. 2 und 4, §§ 24, 25 Abs. 2, 3 und 5, §§ 26, 
27 Abs. 1, 3, 4 und 5, § 31 Abs. 1, § 32 Abs. 1, 
§ 33 Abs. 2, §§ 41, 56, 72 Abs. 3 urud § 74 Ahs. 2 
bs 5 geLten entsprechend. 

§ 79. (1) Pressebel"ichte der im § 44 Abs. 3 
bezeichneten Art, die ,in Zeitungskorrespondenzen 
oder anderen der Vermittlung von Nachrichten 
an Zeitungen oder Zeitschriften dienenden Mit­
teilungen ,enthalten sind, dürfen in Zeitungm 
oder Zeitschriften nicht wiedergegeben werden, 
solange s,ie nicht in einer vom Namrichtensamm­
ler dazu ermächtigten Zeitung oder Zeitschrift 
verlautbart worden sind. 

(2) ,Bei ,der Anwendung des Ahs. 1 stehen den 
ZeitUlligen und Zeitschriften alle anderen Ein­
richtungen gleich, Idie die pel1iodische Verbrei­
tung von Nachrichten an jedermann besorgen. 

III. HAUPTSTüCK 

Re c h t s v erle t z u nrg e n 

§ 81. (1) Wer die Vel1let:lI1mg e~ne.s Oluf dieses 
Gesetz gegründeten Ausschließungsredl'tes oder 
die Fortsetzung oder W,iederholung einer solchen 
Verletzung z,u besorgen hat, kann den, von dem 
die Verletzung droht, auf Unterlassung klagen. 
Der Inhaber eines U!lJternehmens kann hierauf 
auch dann ,gekla,gt werden, wenn eine solche 
Verletzung im Betrieb seines Unternehmens von 
einem Bediensteten oder Beauftragten droht. 

(2) ... : . 

§ 84 .... .. 

§ 85. (1) Wil"d auf Grund einer Ider ,in den 
§§ 81 bis 84 enthaltenen Vorschniften Klage er­
hoben oder die Feststellung des Bestehens oder 
Nichtbestehens eines auf dieses Gesetz ,gegründe­
ten Ausschließungsrechtes oder der Urheber­
schaft (§ 19) begehrt, so hat das Gericht der ob­
siegenden Partei, wenns,ie ,daran ein berechtlligtes 
Interesse hat, auf Antrag die Befugnis zuz'uspre­
chen, das Urteil binnen einer bestimmten Frist 
auf Kosten des Gegners zu veröffendichen. Um­
fang und Art der Veröffentlichung weI'den im 
Urteil bestimmt. 

(2) ..... 

E n t wu l' f: 

§ 23 Abs. 2 und 4, §§ 24, 25 Abi>. 2, 3 und 5, 
§§ 26, 27 Abs. 1, 3, 4 und 5, § 31 Abs. 1, § 3'2 
Abs. 1, § 33 Abs. 2, §§ 41, 42 a, 56, 59 a, 72 
Abs. 4 und § 74 Abs. 2 bis 5 ,gelten entspre­
chend. 

§ 79. (1) Presseberichte der im § 44 Abs. 3 
bezeichneten Art, die in Zeitungskorresporiden­
zen oder anderen der entgeltlichen Vermittlung 
von Nachrichten an Zeitungen oder Zeitschriften 
dienenden Mitteilungen ,enthalten sind, dürfen 
in Zeitungen oder Zeitschriften erst dann wieder­
gegeben werden, wenn seit ihrer Verlautbarung 
in einer vom Nachrichtensammler dazu ermäch­
tigten Zeitung oder Zeitschrift mindestens 
12 Stunden verstrich,en sind. 

(2) Bei der Anwendung des Abs. 1 stehen den 
Zeitungen u~d Zeitschriften alle anderen Ein­
richtungen gleich, die die periodische Verbrei~ 
tung von Nachrichten an jedermann besorgen. 
§ 59 a gilt jedoch entsprechend. 

III. HAUPTSTüCK 

Rechtsdurchsetzung 

§ 81. (1 ) Wer in einem auf dieses Gesetz ge­
gründeten Ausschließungsrecht verletzt worden 
ist oder eine solche Verletzung zu besorgen hat, 
kann auf Unterlassung klagen. Der Inhaber eines 
Unternehmens kann hierauf auch dann geklagt 
werden, wenn eine solche Verletzung im Betrieb 
seines Unternehmens von' einem Bediensteten 
oder Beauftragten droht. 

(2) .... . 

§ 84 ..... . 

örtliche Zuständigkeit 

§ 84a. Auf die örtliche Zuständigkeit für 
Klagen auf Grund dieses Gesetzes ist der § 23 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
anzuwenden. 

§ 85. (1) Wird auf Umerlassung oder Beseiti­
gung oder auf Feststellung des Bestehens oder 
Nichtbestehens ,eines auf die,ses Gesetz gegründe­
ten Ausschließungsrechtes oder der Urheberschaft 
(§ 19) geklagt, so hat das Gericht der obs,iegenden 
Partei, wenn diese daran ein berechtigtes 
Interesse hat, auf Antrag "die B.~fugnis zuzuspre­
chen, das Urteil in einer nach den Grundsätzen 
des § 409 Abs. 2 ZPO zu bestimmenden Frist 
auf Kosten des Gegners zu veröffentlichen. Um­
fang und Art der Veröffentlichung werden im 
Urteil bestimmt. 

(2) ..... 
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Geltende Fassunlg: 

§ 86. (1) Wer unbefugt 
1. -ein W·erk der Literatur oder Kunst auf 

einen nach den §§ 14 bis 18 dem Urheher 
vorbehaltenen Verwertung,sart benutzt" 

2. den Vortrag oder die Aufführung eines Wer-
. KeS der Literatur oder Tonkunst dem § 66 

Abs. 1 ,und 5 zUW1~der auf einem Bild- oder 
Schallträger festhält oder diesen verv~e1fäl­
tigt oder idem § ~6 Abs. 1 und 5 oder dem 
§ 69 Ahs. 3 ,zuW1ider ver1br·eitet, 

3. den Vortrag oder die Aufführung eines 
Werkes der Literatur oder Tonkunst dem 
§ 66 Aibs. 7, § 69 Abs. 3,§§ 70 oder 71 
zuw'bder durch Rundfunk sendet oder 
öff·endich wiedergibt, 

4. ein LichtbiLd eider einen Scha:llträger auf eine 
nach den §§ 74 oder 76 dem Hersteller vor­
behaltene Verwertungsart benutzt oder 

5. eine Run:dfunksendung auf eine nach § 76 a 
dem Rundfunkunternehmer vorhehaltehe 
Verwertung~a!'t benutzt, 

hat, auch wenn ihn kein Verschulden trifft, 
dem Verletzten, ·dessen EinwiUigun,g einzuholen 
gewesen wäre,ein 'angemessenes Entgelt zu zah­
len. 

§ 87 •..... 

(3) ..... § 69 .Albs. 3 ..... 

§ 90. Die Verjährung der dem Verletzten zu­
stehenden Ansprüche auf ein angemessenes Ent­
gelt (§ 86) und auf Herausgabe des Gewinnes 

. (§ 87 Abs. 4) richtet sich nach den für Entschädi­
gungsklagen geltenden Vorschriften. 

Entwurf: 

§ 86. (1) Wer unbefugt 
1. ein Werk der Literatur oder Kunst auf einen 

nach den §§ 14 bis 18 dem Urheber vorbe­
haltenen Verwertungsart benutzt, 

2. ,den Vortrag oder die Aufführung eines 
Werkes der Literatur oder Tonkunst dem 
§ 66 Abs. 1 und 5 zuwider auf einem 
Bild- oder Schall träger festhält oder diesen 
vervielfältigt oder dem § 66 Abs. 1 und 5 
oder dem § 69 Abs. 2 zuwider verbreitet, 

3. den Vortrag oder die Aufführung eines 
Werkes der Literatur oder Tonkunst dem 
§ 66 Abs. 7, ,§ 69 Abs. 2, §§ 70 oder 71 
zuwider durch Rundfunk sendet oder öffent­
lich wiedergibt, 

4. ein Lichtbild oder einen Schallträger auf eine 
nach den §§ 74 oder 76 dem Hersteller vor­
behaltene Verwertungsart benutzt oder 

5. eine Rundfunksendung auf eine nach § 76 a 
dem Rundfunkunternehmer vorbehaltene 
Verwertungsart benutzt, 

hat, auch wenn ihn kein Verschulden trifft, dem 
Verletzten, dessen Einwilligung einzuholen ge­
wesen wäre, ein angemessenes Entgelt zu zahlen. 

§ 87 .... . 

(3) ..... § 69 Abs. 2 ..... 

Anspruch auf Rechnungslegung 

§ 87 a. Wer nach diesem Ges,etz zur Leistung 
eines angemessenen Entgelts oder einer ange­
messenen Vergütung, zum Schadenersatz oder zur 
Herausgabe des Gewinnes verpflichtet ist, hat 
dem Anspruchsberechtigten Rechnung zu legen 
und deren Richtigkeit durch einen Sachverständi­
gen prüfen zu lassen. Wenn sich dabei ein höhe­
rer Betrag als aus der Rechnungslegung ergibt, 
sind die Kosten der Prüfung vom Anspruchs­
berechtigten zu tragen. 

§ 90. (1) Die Verjährung der Ansprüche auf 
angemessenes Entgelt, angemessene Vergütung 
und Herausgabe des Gewinnes richtet sich nach 
den Vorschriften für Entschädigungsklagen . 

:C~.!{_ I 
(2) Die Ansprüche der einzelnen Anspruchs­

berechtigten oder Gruppen von Anspruchsberech­
tigten gegen die Verwertungsgesellschaft ver­
jähren ohne Rücksicht auf die Kenntnis des An­
spruchsberechtigten von den die Zahlungspflicht 
gegenüber der Verwertungsgesellschaft begrün­
denden Tatsachen in drei Jahren ab diesem Zeit­
punkt. 
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Gelt ende F ,a s s u n g: 

§ 91. (1) Wer vorsätzlich einen Bingriff der 
im § 86 Abs. 1 bezeichneten Art begeht, w,ird 
wegen V ergehens m~t Geldstrafe bis zu 225 000 S 

, oder mit Arrest bis zu sechs Monaten bestraft. 

, (2) Den Lnhaber oder Leiter eines Unterneh­
mens trifft duese Stra~e auch dann, wenn er vor­
sätzlich einen im Betrielb des Unternehmens von 
einem Beidiell'!>teten oder Bea.uftra,gten begange­
nen Eingriff dieser Art nicht hindert. 

(3) Die Verf,oLgung findet nur ,auf VerLangen 
eines in se~nem Rechte Vedetzten statt. 

(4) Die Vorschriften des § 85 über die UrteiJs­
veröffentlichung gelten entsprechend. 

§ 96. Für ni.cht im Inland erschienene, auch 
nicht einen Bestandteil oder ein Zuge hör einer 
inländ~schen Liegenschaft biLdende und für 
im Aus1and erschienene Wrerke ausländischer Ur­
heber0§ 10 Abs. 1) hesteht der urheberrechtliche 
Schutz nach Maßgabe von Staatsverträ.g,en oder 
unter der Vor,aussetzung der Gegense~tigkeit; 
der nurrdesminister für Justiz ist ermächtigt, im 
Bundesgesetzbla,tt kundzumachen, daß und allen­
falls wieweit die Gegenseitigkeit nach den inner­
staatlichen Rechtsvorschriften des fremden 
Staates verbürgt i~t. 

§ 97. (1) ..... 

(2) Bei Vorträ.gen und Aufführungen, die im 
Ausland stattfinden, gelten die §§ 66 bis 72 zu­
gunsten österreidhlscher StaaJts,bürger. Ausländer 
werden bei solchen Vorträgen und Aufführungen 
nach Maßgabe von Staatsverträgen oder unter der 
Voraussetzung ,der Gegenseit~gkeit geschützt; der 
Bundesminister für Justiz ist ermächtigt, im 
Bundesgesetzblatt kundzUmachen, daß und allen­
faUs w~eweit idie Gegenseit>igkeit bach den inner­
staatlichen Rechtsvorschr,iften des fremden Staates 
verbürgt ist. 

Entwurf: 

§ 91. (1) Wer einen Eingriff der im § 86 
Abs. 1 bezeichneten Art begeht, ist mit Frei­
heitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geld­
strafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestraf,en, wer als Inhaber 
oder Leiter eines Unternehmens ,einen im Betrieb 
des Unternehmens von einem Bediensteten oder 
Beauftragten begangenen Eingriff dieser Art 
nicht verhindert. 

(3) Der Täter ist nur auf Verlangen des in 
seinem ReCht V:edetzten zu verfolgen. 

(4) § 85 über die Urteilsveröffentlichung gilt 
entsprechend. 

(5) Das Strafverfahren obl~egt dem Einzelrich­
ter des Gerichtshofes erster Instanz. 

§ 96. (1) Für Werke ausländischer Urheber 
(§ 10 Abs. 1), die nicht nach § 94 oder nach 
§ 95 geschützt sind, besteht der urheberrecht­
liche Schutz unbeschadet von Staatsverträgen 
unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit. 
Gegenseitigkeit ist anzunehmen, wenn sie in 
einer Kundmachung des Bundesministers für 
Justiz im Hinblick auf die in dem betreffenden 
Staat bestehende Rechtslage festgestellt worden 
ist. Darüber hinaus können die zuständigen Be­
hörden ,die Gegenseitigkeit mit einem anderen 
Staat vertraglich vereinbaren, wenn dies zur 
Wahrung der Interessen von österreichischen Ur­
hebern geboten erscheint. 

(2) Bei Werken, die in österreich ausschließlich 
infolge des Welturheberrechtsabkommens, vom 
6. September 1952, BGBl. Nr. 108/1957, oder 
des Welturheberrechtsabkommens, revidiert am 
24. Juli 1971, BGBl. Nr. . .. , geschützt sind, 
wird jedoch die Schutzfrist nach Maßgabe ihres 
Art. IV Z 4 Abs. 1 bzw. Art. IV Abs. 4 lit. a ge­
kürzt. 

§ 97. (1) ..... 

(2) Bei Vorträgen und Aufführungen, die im 
Ausland stattfinden, gelten die §§ 66 bis 72 zu­
gunsten österreichischer Staatsbürger. Ausländer 
werden bei solchen Vorträgen und Aufführungen 
unbeschadet von Staatsverträgen unter der Vor­
aussetzung der Gegenseitigkeit geschützt. Gegen­
seitigkeit ist anzunehmen, wenn sie in einer 
Kundmachung des Bundesministers für Justiz im 
Hinblick auf die in dem betreffenden Staat be­
stehende Rechtslage festgestellt worden ist. 
Darüber hinaus können die zuständigen Behör­
den die Gegenseitigkeit mit ,einem anderen Staat 
vertraglich vereinbaren, wenn dies zur Wahrung 
der Interessen von österreichischen nach § 66 
Abs. 1 Verwertungsberechtigten geboten er­
scheint. 
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Gel t e nd e F ,a s s u n g: 

4. Schutz von Schallträgern und RUQdfunksen­
dun gen 

§ 99. (1) Schall träger werden nach § 76 ohne 
Rücksicht darauf geschützt, ob und' wie sie er­
schienen sind, wenn der Hersteller österreichischer 
Staatsbürger ist. 

(2) Andere Schallträger werden nach § 76 ge­
schützt, wenn sie im Inland erschienen sind. 

(3) Nicht im Inland' erschienene Schal1träger 
ausländischer Hersteller werden nach § 76 nach 
Maßgabe von Staatsverträgen oder unter der 
Voraussetzung ,der Gegenseitigkeit geschützt; der 
Bundesminister für Justiz ,ist ermächtigt, im Bune 

'desgesetzblatt kundzumachen, daß und allen­
falls wieweit die Gegenseitigkeit nach ,den inner­
snaatlichen Rechtsvorschriften des fremden Staa­
tes verbürgt ist. 

(4) Auf den durch den § 76 Abs. 3 gewährten 
Schutz haben Ausländer jedenfalls nur nach Maß­
gabe von 'Staatsverträgen Anspruch. 

§ 99 a. Rundfunk~endun.gen, die nicht im In­
land ausgestrahlt werden, sind nur nach Maß­
gabe von Staatsverträgen geschützt. 

, I 

§ 110. (1) .•... 

(2) ..... § 66 Abs. 1 oder 2 ..... 

Entwurf: 

4. Schall träger und Rundfunksendungen 
Schallträger 

§ 99.' (1) Schallträger werden nach § 76 ohne 
Rücksicht darauf geschützt, ob und wo sie er­
schienen sind, wenn der Hersteller österreichi­
scher Staatsbürger ist. § 98 Abs. 2 gilt entspre­
chend. 

(2) Andere Schallträger werden nach § 76 
Abs. 1, 2 und 4 bis 6 geschützt, wenn sie im 
Inland erschienen sind. 

(3) Schallträger ausländischer Hersteller, die 
nicht im Inland ,erschienen sind, werden nach 
§ 76 Abs. 1, 2 und 4 bis 6 unbeschadet von 
Staatsverträgen unter der Voraussetzung der 
Gegenseitigkeit geschützt. Gegenseitigkeit ist an­
zunehmen, wenn sie in einer Kundmachung des 
Bundesministers für Justiz im Hinblick auf die 
in dem betreffenden Staat bestehende Rechts­
lage festgestellt worden ist. Darüber hinaus kön­
nen die zuständigen Behörden die Gegenseitig­
keit mit einem anderen Staat vertraglich verein­
baren, wenn dies zur Wahrung der Interessen 
österreichischer Hersteller von Schallträgern ge­
boten erscheint. 

(4) Nicht im Inland erschienene Schallträger 
ausländischer Hersteller werden ferner nach § 76 
Abs. 1, 2 und 4 bis 6 geschützt, wenn der Her­
steUer einem V ertragsstaa t des Übereinkommens 
vom 29. Oktober 1971, BGBl. Nr .... , zum 
Schutz der Hersteller von Tonträgern gegen die 
unerlaubte Vervielfältigung ihrer Tonträger an­
gehört. 

(5) Auf den Schutz nach § 76 Abs. 3 haben 
Ausländer jedenfalls nur nach Maßgabe von 
Staatsverträgen Anspruch. 

Run d f u,n k sie nd u n ~ en 

§ 99 a. Rundfunksendungen, die nicht im In­
land ausgestrahlt werden, sind nach § 76 a unbe­
schadet von Staatsverträgen, gegen das Weiter~ 
senden geschützt, wenn der Rundfunkunterneh­
mer seinen Sitz in einem Vertragsstaat des Über­
einkommens vom 21. Mai. 1974, BGBl. Nr .... , 
über die Verbreitung der durch Satelliten über­
tragenen programmtragenden Signale hat und die 
Sendung über außerirdische, zur Übertragung 
von Signalen geeignete Vorrichtungen (Satelliten) 
an andere Sendeunternehmen übertragen wird, 
es sei denn, das Weiters enden beruht auf einer 
vom berechtigten Rundfunkunternehmer bewil­
ligten Weitersendung der geschützten Sendung 
oder diese ist dazu bestimmt, von der öffent­
lichkeit unmittelbar vom Satelliten empfangen 
zu werden. 

§ 110. (1) ..... 

(2) ..... § 66 Abs. 1 ..... 
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Ge 1 t end e Fa s s u n g: 

§ 114. (1) ..... 

(2) Mit seiner Vollziehung sind der Bundes­
minister für Justiz und, rsoweites si.ch um die 
Voll ziehung des § 61 Abs. 2 bis 4 handelt, der 
(Bundesminister für Unterricht) im Einverneh­
men mit ,den Bundesministern betraut, deren 
Wirkungskreis ,durch iden Gegenstiand ider Rege­
lung berührt wiI1d. 

(3) ..... 

E n twu r f: 

§ 114. (1) ..... 

(2) Mit seiner Vollziehung ist der 13undes­
minister für Justiz betraut. 

(3) ..... 

Xnderung der Jurisdiktionsnorm 

§ 51. ..... 

Ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegen­
standes gehören vor die Handels.gerichte: 

10. Streitigkeiten nach ,Jem Gesetz gegen ,den 
unlauteren Wettbewerb; 

§ 51. ..... 

Ohne Rücksicht auf den Wert des Streitge,gen­
standes gehören vor die Handelsgerichte: 

10. Streitigkeiten nach dem Gesetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb, nach dem Urheber­
rechtsgesetz und nach den §§ 28 bis 30 des 
KOtIlJsumentenschutzges,etzes; 

Xnderung der Exekutionsordnung 

§ 387 •..... 

§ 388. Wenn gemäß § 387, Abs. 1 für die 
Bewilligung der einstweiligen Verfügun.g und für 
das sich daran schließende Verfahren ein Gerichts­
hof zuständig ist, kann in besonders dr:ingenden 
Fällen ,der Vorsitzende ,Jes Senates, dem die An­
gelegenheit zugewiesen ,ist, über die auf einst­
weil~ge VerfügungJen sich beziehenden Anträge 
entscheiden. 

§ 387 ...... 
Abweichend vom Abs. 2 ~st auch in diesen 

Fällen das Gericht zuständig, das für ,den Prozeß 
in der Hauptsache zuständ1.g wäre, wenn es sich 
um einstweilige Verfügungen nach dem Gesetz 
gegen den unh1JUteren Wettbewerb, nach ,dem Ur­
heberrechtsgesetz und nach ,Jen §§ 28 biis 30 des 
Konsumentenschutzgesetzes handelt. 

§ 388. Ist nach § 387 für die Bewilligung der 
einstweiligen Verfügung und für das sich daran 
anschließende Verfahren ein GerichtJshof zuställl­
dig, so entscheidet, vorbehaltlich des Abs. 2, der 
Vorsitzende des Senats, dem die Angelegenheit 
zugewiesen ist, über die auf einstweilige Ver­
fügungen sich beziehende Anträge. 

Bei den im § 387 Abs. 3 erwähnten einstweili­
gen Verfügungen entsch,eidet der Senat in der für 
die Hauptsache vorgesehenen Zusammensetzung. 
In dringenden Fällen kann jedoch auch in sol­
chen Angelegenheiten der Vorsitzende des Senats 
allein entscheiden. 

Änderungen des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 

§ 22. Die Gerichtsbarkeit in bür:gerlichen 
Rechtsstreitigkeitenauf Grund dieses Gesetzes 
steht den mit der Handelsgerichtsbarkeit betrau­
ten Gerichtshöfen zu. 

§ 22. wi1"d aufgehoiben. 

§ 24. Zur SicherUng der in diesem Gesetze be- § 24. Zur Sichemng der in diesem Gesetze be-
zeichneten Ansprüche auf Unterlassung können zeichneten Ansprüche ,auf UnterLassung können 
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Gelten,de' Fassung: E n t wur f: 

einstweilige Verfügungen erlassen wel1den, auch einstweilige Verfügungen erlassen werden, auch 
wenn die im § 381 EO bezeichneten Voraus- wenn ,die im § 381 EO bezeichneten Voraus­
setzungen nicht zutreffen. Zuständig i.St auch das set2lungen nicht zutreffen. 
Bezirksgericht, in dessen Bezirke die den An-
spruch begründende Handlung begangen worden 
ist. 
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